Landslenke, helft Bezieher für das „Oftland“ werben! 


„Bas wir verloren haben, darf nicht verloren fein!, 
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Die „moraliſche Abrüſtung“ 


In Polen hat man die Abrüjtungskonferenz von Anfang an nicht 
übermäßig ernſt genommen; man hat ſich darauf verlaſſen, daß die 
Konferenz mit franzöſiſcher Hilfe zu keinem praktiſchen Ergebnis 
kommen werde, und man wartet jetzt mit zuverſichtlicher Nuhe darauf, 
daß ſie im Suſammenhang mit den Neuwahlen in Deutjchland und 
Frankreich für längere Zeit unterbrochen, wenn nicht gar ganz auf- 
gegeben wird. Man ift bereit, einer „budgetären“ Abrüſtungs- 
methode zuzuſtimmen, weil man weiß, daß Polen dabei mit ſeinen 
billigen Soldaten im Vergleich zu Deutjchland, das ein teueres Berufs- 
beer unterhalten muß, gut abſchneiden würde. Man hat ſich auch für 
den franzöſiſchen Borſchlag einer Völkerbundsarmee als 
Bundesgenoſſe und öntereſſent pflichtmäßig begeiſtert. Schließlich hat 
man auch eigene Vorſchläge für die Abrüftung gemacht. Darin iſt 
allerdings mit keinem Wort von einer Verminderung des Kriegs- 
materials, einer Herabſetzung der aktiven Heeresſtärke oder auch nur 
von einer Beſchränkung der Rüjtungs- 
ausgaben die Rede. Man hat vielmehr 
ganz richtig erkannt, daß man einer wirk⸗ 
lichen Abrüſtung am beſten dadurch aus 
dem Wege geht, daß man das ganze 
Problem, das einem in tiefſter Seele zu- 
wider iſt, von der moraliſchen Seite an- 
faßt. Schon im September v. J. hatte der 
polniſche Außenminister zu Genf von der 
Notwendigkeit einer „moraliſchen 
Abrüſtung“ geſprochen. Er hat jetzt auf 
der Abrüſtungskonferenz Jeine dahingehen— 
den Vorſchläge erneuert. 

Sale fbi ſchlägt vor, die natio- 
nale Seſetzgebung aller Staa 
ten ſolle in der Richtung abgeändert 
werden, daß alle Propaganda, die 
die guten Beziehungen und den 
Srieden zwiſchen den Völkern 
ſtören könnte, ferner die Erregung 
der öffentlichen Meinung, die Aufforderung 
zum Bruch internationaler Verträge, die 
Verbreitung falſcher oder entſtellender Se- 
rüchte und aller Urkunden, die die Ve— 
ziehungen zwiſchen den Staaten vergif- 
teten, durch internationales Ab- 
kommen verboten würden. Serner 
jchlägt die polnische Negierung vor, un- 
verzüglich eine internationale Prejje- 
konferenz einzuberufen, in der ſich die 
Verleger und Journaliſten verpflichten 
jollten, für den Gedanken der moraliſchen 
Abrüſtung auf der Grundlage der pol- 
niſchen Vorſchläge vom September 1931 
einzutreten. Des weiteren foll durch ein 
internationales Abkommen eine grund- 
legende Revijion des Er- 
ziehungsweſens in allen Ländern 
feſtgeſetzt werden, dahingehend, daß die 
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Schulbücher bezüglich der nationaliſtiſchen Propaganda revidiert würden, 
der Völkerbunds-Unterricht eingeführt und der Gedanke der internatio- 
nalen friedlichen Zuſammenarbeit der Voiker in den Schulunterricht 
aufgenommen werde. Weiter ſchlägt die polnische Regierung vor, 
daß ſich alle Negierungen verpflichten jollen, jede gefährliche 
Propaganda durch Theater, Kino und Rundfunk 
zu verbieten. Kurzum: Es soll beſchloſſen werden, daß auf der 
mant Erde in Zukunft holder Friede herrſcht und ſüße Eintracht 
waltet. 

Man weiß nicht recht, ob man dieſen polniſchen Vorſchlag als eine 
Verhöhnung der anderen Staaten oder als einen Akt unfreiwilliger 
Komik auffaen ſoll. Grotesk wirkt es jedenfalls, daß ausgerechnet 
Polen ſich dazu berufen fühlt, ſolche Vorſchläge zu machen, da aus der 
Tatfache, daß es ſich zum Befürworter der moraliſchen Abrüſtung 
aufwirft, hervorzugehen ſcheint, daß es ſich jelbſt ſchon für „moraliſch 
abgerüſtet“, alſo für ſittlich berechtigt hält, 

gegenüber den mehreren Dutzend anderen 
Staaten den moralischen Lehrmeister zu 
jpielen. Die Polen ſcheinen noch immer 
nicht bemerkt zu haben, daß Jie ihr mo- 
raliſches Kapital, das ſie in den 150 Jahren 
ihrer Staatenloſigkeit mit Hilfe einer 
ebenſo verlogenen wie ſentimentalen Pro- 
paganda im Auslande aufgeſpeichert hatten, 
ſchon im erſten Jahrzehnt ihrer ſtaatlichen 
Selbſtändigkeit nahezu reſtlos aufgebraucht 
haben, nud daß ihr moraliſcher Kredit im 
Auslande heute nicht mehr dazu ausreicht, 
Jie als ernſthafte Träger und Vorkämpfer 
einer „moraliſchen Abrüſtung“ erſcheinen 
zu laſſen; zumal Jie offenbar der Auf- 
faſſung Jind, daß ſich die Idee der von 
ihnen vorgeſchlagenen moraliſchen Ab- 
rüftung ſehr wohl mit einer tatſächlichen 
Vermehrung des Nüſtungsſtandes verein- 
baren läßt. Die Polen kun ſo, als ob es 
kein Breſt-Litowſk und kein Solaſſowitz 
gegeben hätte, als ob ein Weſtmarken⸗ 
verein und ein Aufftändiſcheuverband gar 
nicht beſtänden; ſie tun ſo, als ob ſich die 
Verfolgung der Minderheiten und die 
Hetze gegen Deutſchland. verborgen vor 
dem Auslande hinter verſchloſſenen Türen 
abgeſpielt hätten. Während ſie in 
Punkt III ihrer in Genf überreichten Vor- 
ſchläge feſtſtellen, „daß jämtliche Be- 
mühungen in der Richtung der Organi- 
ſierung des internationalen Gemeinſchafts- 
lebens vergeblich ſein werden, wenn die 
Mentalität der Jugend nicht auf den 
Frieden als das hochſte Gut eingeſtellt 
wird“, und dementfprechend eine allge- 
meine Überprüfung der Schulbücher for⸗ 
dern, ob ſie auch im Geiſte der Völker- 
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verſöhnung abgefaßt ſind, ſtellen zu gleicher Seit die Gemeinden und 
Kreisderwaltungen Polens ihren Etat für das neue Rechnungsjahr auf, 
wobei jede, auch die kleinſte Hemeinde, auch wenn ſie kaum die Mittel 
für die notwendigsten ſozialen Aufwendungen aufbringen kann, beſtimmte 
Beträge für die militärifhe Ausbildung der Jugend 
bereitjtellen muß. Und während fie in Genf in Punkt I ihrer 
Vorſchläge das internationale Verbot von Handlungen fordern, „die 
zu den guten internationalen Beziehungen im Widerfpruch ſtehen und 
für den Weltfrieden gefährlich Jind“, kündigen amtliche Vertreter der 
polniſchen Zivil- und Militärbehörden bei der Zehn-Jadres-Seier der 
Bratnia Pomoc in Dauzig den baldigen Einmarſch polniſcher Truppen 
in die Frele Stadt und in Oſtpreußen au. Das ſcheint aber alles nicht 


unter den Begriff der „moraliſchen Abrüftung“, wie fie Saleſki in Genf. 


gefordert hat, zu fallen. Dagegen will der polniſche Außenminiſter 
natürlich die deutſche Sreuzrebiſilonbewegung als einen 
Vorſtoß gegen ſeine Sorderung aufgefaßt wiſſen. Das ſcheint überhaupt 
der eigentliche Sinn jeines Vorſchlages zu ſein! Der deutſchen 
Revilionsbemegung ſoll ein Riegel vorgeſchoben 
werden; Polen will unter dem Namen einer 
„moraliſchen Abrüſtung“ zu einem Oftlocarno ge⸗ 
langen. Aber das Projekt hat in den angelſfächſiſchen Ländern, 
auf die Saleſki feine größte Hoffnung Jette, wohl doch nicht den ge- 
wünſchten Widerhall gefunden. 


Der Vorſchlag bleibt, wie man ihn auch betrachten mag, eine 
theoretiſche Spielerei mit der Moral: er bleibt ein 
kümmerlicher Verſuch, eine Entwicklung der politiſchen Gedankenwelt 
rückgängig zu machen, die ſich im Laufe der letzten Jahre in der Welt- 
öffentlichkeit mit unentrinnbarer Notwendigkeit durchgejett hat: Es 
iſt jetzt nicht mehr möglich, die Oftgrenzenfrage wieder zum Schweigen 
zu bringen; es iſt nicht mehr möglich, jetzt noch ſo zu tun, als ob die 
Verſailler Oſtgrenzen von Dauer ſein könnten. Im Grunde glaubt 
niemand mehr daran, daß man mit einem Oſtlocarno noch den Sünd— 
ſtoff unschädlich machen könnte, den die „Sriedensftifter“ von Ver- 
jailles an den deutſchen Ojtgrenzen aufgehäuft haben. Im Grunde 
fühlt es jeder, daß es im Kampf um die Oltgrenzen kein Zurück mehr 
gibt, daß es auf Biegen und Brechen geht und daß ſich an dieſer 
unglückſeligen Grenze, die bald niemand mehr ju befürworten wagt, 
eine Auseinanderſetzung vorbereitet, von deren Ausgang die fernere 
Entwicklung Europas abhängt. 


Ehrlicher als dieſe „diplomatiſchen“ Leute, die mit dem Projekt 
einer „moraliſchen Abrüſtung“ in Genf guten Eindruck machen, 
möchten, find die anderen, die ſich nicht ſcheuen, es offen aus- 
zufprechen, daß es ihnen gar nicht auf die Beibehaltung 
der gegenwärtigen Grenzen, ſondern auf die Er- 


oberung weiterer deutſcher Sebietsteile an⸗ 
kommt, die keinen Hehl daraus machen, daß ſie die Einverleibung 
Danzigs, die Wegnahme Oſtpreußens und ſchließlich auch die Erreichung 
der Odergrenze als ihr Siel und ihre Aufgabe betrachten. Dieſe 
anderen ſind es, die die öffentliche Meinung Polens beſtimmen, weil 
ſie es verstehen, die immer wachen Machtinſtinkte und die ſorgſam 
gepflegte Deutſchenfeindſchaft des polniſchen Volkes zu nutzen, weil ſie 
es verſtehen, den Sicherheitsgedanken, von dem ſich das amtliche Polen 
in ſeiner Politik leiten läßt, ins Militäriſch-Aggreſſive unyubiegen 
und aus der KRorridorangelegenheit eine Oft- 
preußenfrage zu machen. Sie find zur offenjiven Kampfmethode über- 
gegangen. Sie lehnen eine Garantie der Verſailler Grenzen aus- 
drücklich ab und behaupten, daß Polen ſich erſt dann wird ſicher 
fühlen können, wenn es kein deutſches Oſtpreußen mehr gibt. Dr. K. 
* 
Wilitäriſche Übungen der Danziger Polen. 

Wie die „Oſtpreußiſche Zeitung“ meldet, wurden am 21. Februar 
Mitglieder des Danziger polniſchen Schützen ⸗ 
verbandes, eine Untergruppe der Großpolniſchen Schützen- 
organifation, nach Gdingen zu einer nächtlichen Ge- 
fechtsübung der „Verbände der militärischen Vorbereitung“ be- 
ordert. Als Stel der übung war ein vom Schützenverband mar- 
kierter Angriff Danziger Hitler leutech auf Gdingen 
abzuſchlagen. Die Veranſtaltung wurde geleitet von dem Chefe der 
Militärabteilung der diplomatiſchen Vertretung 
Polens in Danzig, Oberſt Rosner () In ihrem Kom- 
mentar bemerkt die „Oſtpreußiſche Seitung“ mit Recht, daß hiermit 
ein neuer Beweis dafür erbracht iſt, daß Polen feine Militär- 
abteilung bei der amtlichen Vertretung in Danzig 
zur Entfaltung militäriſcher Maßnahmen im 
Korridor mißbraucht. Der polnische Schützen verband in 
Danzig, Jo erklärt das genannte Blatt weiter, ſei der ſportlich ver- 
ſchleierten polniſchen Organiſation „Oriel“ eingegliedert und erhalte 
ſeine Stützung durch ehemalige Offiziere, die als Beamte im Dienft 
der polniſchen Eifenbahndirektion, der polniſchen Poſt und des pol= 
niſchen Sollinſpektorats in Danzig ſtehen. Die Ausbildung der 
polniſchen Schützen aus Danzig werde im Exerjier- 
feld und Schießdienſt in Gdingen durchgeführt. Die 
Angehörigen der polniſchen Schützenverbände müßten einen Unter 
offizierkurſus durchmachen. Das Lehrperſonal werde aus aktiven 
Aflilitärperſonen aus Graudenz gebildet. Vor kurzem ſei in Gdingen 
ein Führerkurſus beendet worden, wobei die polniſchen Schützen ſogar 
den Soldateneid leiſten mußten. — Alles deutet auf eine baldige 
militäriſche Aktion gegen die Danziger Selbſtändigkeit hin. 


Gefährdung des deutſchen Privatſchulweſens in Polen. 


Seit dem Entſtehen des polniſchen Staates iſt in Polen keine 
öffentliche deutſche Schule mehr gegründet worden; dagegen find zahl- 
lofe deutſche Lehranſtalten aufgelöjt worden; und zwar iſt diefer Ab⸗ 
bau des öffentlichen deutſchen Schulweſens in einem Umfange erfolgt, 
der ſich durch den zahlenmäßigen Rückgang des deutſchen Be- 
völkerungselementes infolge der Verdrängung keineswegs rechtfertigen 
läßt, was 3. B. daraus hervorgeht, daß im Korridorgebiet nicht weniger 
als 66 v. H. der deutſchen Kinder gezwungen ſind, in poluiſche Schulen 
zu gehen. Angeſichts dieſer ſuſtematiſchen Serſchiagung ihres öffent⸗ 
lichen Schulmelens ſieht ſich die deutſche Minderheit in Polen ge- 
zwungen, ihre befondere Aufmerkjamkeit dem Ausbau eines privaten 
deutſchen Schulweſens zuzuwenden. Aber ſie hat ſchon bisher nur in 
ſehr beſchränktem Umfange die Möglichkeit, für die geſchloſſenen 
öffentlichen Schulen Erjat in neuen Privatſchulen zu ſchaffen. Nun 
ſoll dieſes an ſich ſchon ſtark beſchnittene Recht auf Privatſchulen durch 
die neuen Schulreformgeſetze noch weiter eingeſchränkt worden. 

Die deutſche Minderheit in Polen fordert bekanntlich im Sinne 
der Minderheitenſchutzbeſtimmungen die Schulautonomie. Schul- 
autonomie bedeutet, daß die Minderheit als Ganzes Rechtsträger 
ihres privaten Schulweſens wird und Privatſchulen auf Grund ihrer 
eigenen Bedürfniſſe errichten kann. Dieſe Grundforderung berück⸗ 
Jihtigt das Schulreformgeſetz nicht. Vielmehr erkennt diejes Geſetz 
lediglich eine einzelne Perſon als Rechtsträger 
einer einzelnen Privatſchule an. Durch dieſe Haupt- 
beſtimmung des neuen Geſetzes, daß die Errichtung einer Privatſchule 
an Perſonalkonzeſſionen gebunden iſt, wird das deutſche Schulweſen 
ſchon inſofern bedroht, als beim Erlöfchen einer ſolchen Konzeſſion 
durch Todesfall uſw. das Necht der deutſchen Minderheit 
auf ununterbrochene Schulung der Kinder bis fur 
Sinholung einer neuen Konzeſſion illuſoriſch ge- 
macht wird. Erſchwert wird die Einholung der Konzeſſion noch da- 
durch, daß nach einem Nundſchreiben des Kuratoriums in Poſen an 
die Schulinfpektoren vom 25. Januar 1927 Auträge auf Privatjchul- 
konzeſſionen nur am J. März eines jeden Jahres für den Beginn eines 
Schuljahres (1. September) geſtellt werden dürfen, aber in der Negel 
nicht innerhalb dieſer Seit erteilt werden, ſo daß alsdann eine 
Unterbrechung des Unterrichts in einem Ausmaße 
von 1% Jahren entſteht. Abgeſehen hiervon iſt die Neu- 
regelung des Privatſchulweſens für die nationalen Minderheiten noch 
dadurch äußerjt bedenklich, daß von der Einzelperſon, die Rechts- 
Wägerin einer Privatſchule iſt, die Beſcheinigung der 


„z u ſtändigen Staatsbehörde“ verlangt wird, 
daß ſie fich ſowohl moraliſch wie gegenüber 
dem Staate einwandfrei verhalten habe. Es 


iſt alſfo in das Belieben der „zuſtändigen Staats 
behörde“ geſtellt, über die Einrichtung oder Nichteinrichtung einer 
privaten Schule zu entſcheiden. Und da nach der bisherigen polniſchen 
Praxis derjenige ſich gegenüber dem Staat nicht einwandfrei ver- 
hält, der ſich zur Minderheit und ihren Rechten bekennt, iſt klar, 
wie dieſe Bestimmung von der „zuständigen Staatsbehörde“ aus- 
gelegt wird. 

Unter dieſen Umſtänden iſt es ſelbſtverſtändlich, daß die deutſche 
Minderheit gegen dieſes Geſetz Stellung nehmen 
und der in Genf anhängigen Schulbeſchwerde 
eine neue hinzufügen muß. Die polniſchen Behörden Können mit 
Hilfe dieſes Gefetzes, das jede beliebige Auslegung in minderheiten- 
feindlichem Sinne zuläßt, Schulkonzeſſionen erteilen oder verſagen. 
Ja, ſie haben es laut Artikel 11 des Geſetzentwurfes ſogar in der 
Hand, die heute bereits ſtehenden deutſchen Pri- 
vatſchulen erneut daraufhin nach zuprüſen, ob 
ſie „die vorgeſehenen Bedingungen“ erfüllen Pa 
eine folche Schule, die den „vorgeſehenen Bedingungen“ nicht ent- 
lpricht, zweifellos geſchloſſen werden wird, Jo iſt der Willkür 
Tür und Tor geöffnet, zumal es ſich bei dem Gefetz nur um ein 
RNahmengeſetz handelt, deſſen Ausführungsbeſtimmungen durch den 
Unterrichtsminiſter erlaſſen werden. Es iſt nur recht und billig, wenn 
wir fordern, daß die preußiſche Minderheitenſchulpolitik dieſem pol 
niſchen Vorbilde angepaßt wird. Die poluiſche Minderheit in Preußen 
verlangt tagtäglich, daß ihr dieſelbe „Fülle von Rechten“ gewährt 
wird, die der ach! Jo „freiheitlich gesinnte polniſche Staat“ den 
Deutſchen drüben eingeräumt hat. Das Jollen fie haben! Die 
preußiſche Regierung ſollte endlich einmal dieſer 
dringenden Sorderung des Polenbundes nach kom 
men. Die polnische Schulreform bietet einen günſtigen Anlaß Hierzu. 


Die deutſche Minderheit in Polen hat durch ihren Vertreter, den 
deutſchen Sejmabgeordneten Graebe, dem Völkerbund eine Su- 
ſatzbeſchwerde zu ihrer Schulbeſchwerde überreichen 
laſſen. Die Juſatzbeſchwerde befaßt ſich mit der im September v. J. 
erfolgten Schließung des deutſchen Progumnaſiums 
in Dirſchau, deſſen Wiedereröffnung kürzlich vom polnischen 
Kultusminiſterium endgültig abgelehnt worden iſt. 
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Verſchleppung der Memelfrage. 


Während der Volkerbund als „berufene“ Inſtan zum Schutz der 
memelländiſchen Rechte ſeine Seit mit der Aujitellung eines jurijti= 
ſchen Gutachtens verbrachte, ging die Vergewaltigung des Memel⸗ 
landes durch die Litauer ungeſtört ihren Gang. Die litauiſchen Schützen 
haben ihren für den 16. Februar in Ausſicht genommenen „Marſch auf 
Memel“ vorerſt unterlaſſen; das bedeutet jedoch keineswegs, daß 
Kowuo ſeine Memelpläne aufgegeben hat. Es iſt im Gegenteil feſter 
denn je entſchloſſen, die Memelautonomie reft- 
los zu bejeitigen und ſich über alle Verpflichtungen, von deren 
Anerkennung ſeine Souderänitätsrechte im Memellande abhängen, 
hinwegzuſetzen. Kowno hat auf die Anwendung offener Gewalt vorerſt 
wohl nur deshalb verzichtet, weil es hofft, daß die ſtillſchweigende, 
ſchrittweiſe und unauffälligere Entrechtung und Litauifierung des 
Pandes in Deutſchland nicht denſelben entſchloſſenen Widerſtand wach- 
rufen werde, wie ein „Marſch auf Memel“, der auf die deutſche 
Öffentlichkeit wie ein flammendes Fanal wirken würde. Neuere 
Aleldungen beſagen aber, daß Litauen unter der Hand doch noch einen 
militäriſchen Putſch im Memellande vorbereitet. Die Ausgabe von 
Sivilkleidern an litauiſches Militär deutet darauf hin, daß diefer 
Dutſch, ähnlich wie der litauiſche Überfall auf Memel im Jahre 1923, 
von beurlaubten aktiven Cruppen mit Unter- 
lützung der militäriſch organiſierten Schützen 
vereinigungen durchgeführt werden ſoll. Auch die Entjen- 
dung eines Panzerzuges von Rowno ins Memel 
gebiet läßt erkennen, daß die Litauer ſich durch den Völkerbund 
nicht impouieren laſſen, weil ſie aus Erfahrung willen, daß von dieſer 
Stelle ſchlimmſtenfalls eine „ernſte Mahnung“ mit erhobenem Zeige- 
finger zu befürchten iſt. Saunius hat in Geif bereits die Auflöjung 
des memelländiſchen Landtags angekündigt, aber die 
Stage offen gelajfen, ob es noch einmal zu einer Neuwahl kommen 
werde. Es iſt alſo damit zu rechnen, daß Litauen auch die zweite 
Säule der memelländiſchen Selbjtverwaltung, den Landtag, durch 
einen neuen Rechtsbruch beſeitigt. . 


Angeſichts der „bewährten“ Verſchleppungstaktile des Völker- 
bundes, die die Schaffung vollendeter Catſachen 
durch die Litauer begünftigt, kann die deutsche Regierung 
licher Jein, daß fie bei der Anwendung von Nepreſſalien gegen Litauen 
die deutſche Öffentlichkeit in weit größerem Maße hinter ſich hätte, 
als wenn fie noch weiterhin den unfruchtbaren Verſuch unternimmt, in 
Senf zu ihrem Recht zu gelangen. Gegenüber der dort befolgten 
Methode, einen flagrauten Nechtsbruch durch ein Kompromiß „aus 
der Welt zu schaffen“, iſt es notwendig, mit allem Nachdruck feſtzu⸗ 
ſtellen, daß ein hundertprozentiges Unrecht nicht durch eine fünfzig⸗ 
prozentige Sühne wieder gutgemacht werden kann. Eine ſolche Methode 
läuft nur darauf hinaus, daß ein Teil des Unrechts gutgeheißen wird, 
daß derjenige, der die Verträge gebrochen hat, noch eine Belohnung 
für ſeinen Rechtsbrudy erhält; Damit kann das längſt erſchütterte 
Vertrauen zum Völkerbunde nicht wiederhergeſtellt werden. „Wir 
wiſſen“, jo wurde im Jahre 125 den Memelländern von Ententejeite 
erklärt, „wir wiſſen, daß die Memelländer zu Deutſchland zurück 
wollen; aber wir werden das mit allen Mitteln zu verhindern wiſſen.“ 
Wenn das auch heute noch die Auffaffung der in Genf maßgebenden 
Ententekreiſe ift, wenn der Völkerbund einen der weſentlichſten Grund⸗ 
jätze, auf denen er moraliſch aufgebaut iſt, den Grundſatz des natio- 
nalen Selbttbeſtimmungs rechts, mit dieſer juniſchen Offenheit unter- 
drückt, iſt dort bestenfalls die Wiederherſtellung eines Zuftandes zu 
erreichen, der eine Wiederholung und Fortſetzung der litauiſchen Ge- 
waltmaßnahmen begünftigt. 


Der Bericht, den das vom Völkerbundsrat eingeſetzte Juriſten⸗ 
komitee am 20. Februar vorgelegt bat, hat allen Befürchtungen 
recht gegeben, die von vornherein gegen den guten Willen und die 
Sähigkeit des Völkerbundes, hier zu helfen, ausgeſprochen wurden. 
Wenn der Bericht feſtſtellt, daß die anormale Lage im Memelgebiet 
»ſchleunige Maßnahmen erfordert, um eine Verſchärfung zu ver⸗ 
meiden“, und daß „die Notwendigkeit beſteht, ein 
Direktorium ein zuſetzen, das ſich des Bertrauens 
des Landtages erfreut“, Jo find das jo dürftige Feſtſtellungen 
und Forderungen, daß ſie geradezu als eine Herausforderung 
des deutſchen Volkes aufgefaßt werden müſſen. Denn mit 
keinem Worte wird der doch offenſichtliche Nechtsbruch Litauens er- 
wähnt und verurteilt. Mit keinem Wort iſt davon die Nede, daß der 
litauiſche Gouverneur des Memellandes, Merkys, zurücktreten ſoll, 
daß der vor dem Putſch vom 6. Februar beſtehende Zuftand wieder- 
bergejteilt, Böttcher und fein Landesdirektorium wieder in ihre Amter 
eingeſetzt werden follen. Han; im Gegenteil hat ſich das Juriften- 
komitee alle Mühe gegeben, die ganze Memel-Angelegenheit trotz ihrer 
von Deutſchland mehrfach betonten Dringlichkeit zu verſchleppen; es 
bat den Signatarmächten des Memelſtatuts empfohlen, die Frage, 
ob Landespräſident Böttcher von den Litauern 
wirklich zu Unrecht abgeſetzt worden ſei, vom 
Haager Serichtshof prüfen zu laſſenl Bis dieſes Haager 
Gutachten ergeht, werden Wochen, vielleicht Monate vergehen, Jo daß 
den Litauern reichlich Seit zur Fortſetzung ihrer aukonomie⸗ und 
deutſchfeindlichen Politik im Memellande bleibt. Die deutſche Regie 
rung hat die diplomatiſchen Vertretungen in Nom, Paris, London und 
Tokio beauftragt, bei den dortigen Negierungen in dem Sinne vor- 
ſtellig zu werden, daß dieſe als Signatarmächte des Memelſtatuts ſo 


bald wie möglich eine Entſcheidung des Haager Gerichtshofes herbei 
führen und die Rechtswidrigkeit der Abjetung des Memellandpräſi- 
denten Böttcher anklagen. Wenn fi) die deutſche Regierung bei der 
Behandlung der Memelfrage auf das Memeljtatut ſtuͤtzt, ſcheint ihr 
7. G. in der Cat keine andere Möglichkeit der Einwirkung zu bleiben. 
Es iſt aber die Frage, ob der Art. 17 des Memelſtatuts die einzige 
und die wirkſamſte Handhabe iſt. Es handelt ſich bei dem litauiſchen 
Vorgehen ja nicht bloß um eine Verletzung des Memeljtatuts, das 
nach der Meinung des litauiſchen Außenminiſters der deutſchen Re⸗ 
gierung keine Handhabe gibt, dieſe Sache vor den Rat des Völker- 
bundes zu bringen, ſondern es handelt ſich hier auch darum, daß die 
Kownoer Regierung Maßnahmen getroffen hat, die das nationale 
Empfinden ganz Deutſchlands verletzen und ſomit zu einer gefährlichen 
Suſpitzung des deutſch-litauiſchen Verhältniſſes führen. In Art. 11 
Abſ. 2 der Völkerbundsfatzung wird aber ausdrücklich 
jejtgeltellt, „daß jedes Bundesmitglied das Recht hat, in freund 
schaftlicher Weiſe die Aufmerkfamkeit der Bundesverſammlung oder 
des Rates auf jeden Umſtand zu lenken, der von Ein- 
fluß auf die internationalen Beziehungen Jein 
kann und daher den Frieden oder das gute Sin 
vernehmen zwiſchen den Nationen, von denen der Friede 
abhängt, zu ſtören droht“. Dieſer Sall iſt bier gegeben. Deutſch⸗ 
land hat alſo die Möglichkeit, von dieſer Plattform aus die AMemel- 
frage vor den Rat, eventuell vor die Vollvderſammlung des Völker- 
bundes zu bringen und hier die Volksabſtimmung für das Alemelland, 
alſo die einzige Löſung der Memelfrage, zu fordern, die die Gewähr 
dafür gibt, daß die Rechte der Bevölkerung im vollen Umfange ge- 
wahrt werden. 


Der Völkerbund hat die Memelangelegenheit lediglich als eine 
juriſtiſche, nicht aber, wie es notwendig it, wenn man ihr gerecht 
werden will, als eine politiſche Frage behandelt. Hätte er den Willen 
gehabt, fie politiſch zu behandeln, dann hätte er an dem Beſchluß, 
den der Memelländiſche Landtag am 17. Februar 
mit 23 gegen 4 Stimmen gefaßt hatte, nicht achtlos vor- 
übergehen können. Der Landtag hat mit den Stimmen aller Parteien 
gegen die Stimmen der vier großlitauiſchen Abgeordneten, alſo mit 
Sechsſiebentel-Mehrheit, einen Antrag angenommen, in dem er „nach- 
drücklichen und feierlichen Proteſt gegen die jeit dem 6. Februar vor- 
gekommenen Eingriffe des Gouverneurs in die autonomen Nechte des 
Memelgebietes“ erhebt. Es heißt in dem Antrag ſchließlich: „Der 
Landkag des Memelgebietes fordert die jlofortige 
Aufhebung aller Gewaltmaßnahmen und die 
Wiederherſtellung verfallungsmäßiger Suſtände. 
Präſident Böttcher hat inzwischen felbſt feinen Rücktritt erklärt, jo 
daß — unbejchadet des vom Haager Gerichtshof zu erjtattenden Gut- 
achtens über ſeine gewaltlame Amtsentſetzung durch den Gouverneur 
Merkys — der Weg zu ſeiner Wiederwahl durch den Landtag frei- 
gegeben iſt. 


Der Beſchluß des Memelländiſchen Landtages bedeutet nichts 
anderes, als daß die erdrückende Mehrheit der Be⸗ 
völkerung jede engere Verbindung des Memel- 
landes mit Sroßlitauen ablehnt, das bei anderer 
Gelegenheit der Sprecher der Großlitauer im Landtag, Nechtsanwalt 
Borchert, ſelbſt als ein „aſiatiſches Land“ gekennzeichnet hat. Wer 
das Memelland keunt, weiß, daß hinter dieſem Beſchluß deſſen ſehn⸗ 
licher Wunſch ſteht, ins Deutſche Reich zurückzukehren. Litauen hat 
bier keine völkiſchen Nechte geltend zu machen. Seine wirtſchaftlichen 
Intereſſen ſind durch eine vertragliche Regelung feiner Tranfitrechte zu 
befriedigen. Es braucht nicht zu befürchten, daß ihm der Hafen von 
Memel, wenn er wieder zum Deutſchen Reiche gehört, verſchloſſen fein 
wird und daß ihm dort irgendwelche Schwierigkeiten bereitet werden. 
Es iſt der Wunſch Memels ſelbſt, mit feinem litauiſchen Hinterland 
in geordneten Wirtſchaftsbeſiehungen zu leben; aber es iſt nich t fein 
Wunſch, diefe Beziehungen mit der Preisgabe feiner völkiſchen Selb- 
ſtändigkeit zu erkauſen. 


* 
Oftbund⸗ Kundgebung zur Memelfrage. . 

Von den zahlreichen Kundgebungen örtlicher Oſtbundorgauiſationen 
zur Memelfrage, geben wir nachſtehend die des Landesverbandes Weft- 
erden wider. Mer Contvesrehsudn Wolz een No Noutiston. 
Oftbundes gibt in ſeiner heutigen Jabresverſammlung (15. Februar) 
einſtimmig mit großer Entrüftung feinem Abfcheu darüber Ausdruck, 
daß Litauen unter Bruch des Memel-Statuts es wagt, kerndeutſches 
Land und wehrloſe deutſche Volksgenoſſen zu vergewaltigen und damit 
jedem Necht und jeder Gerechtigkeit hohntächelnd ins Seficht zu 
schlagen. In dem oftdeutfchen Grenzland iſt die Empörung über den 
litauiſchen Gewaltakt auf das höchſte geſtiegen, und es wird mit aller 
Beſtimmtheit von der deutſchen Reichsregierung erwartet, daß ſie alle 
ihr zur Verfügung ſtehenden Machtmittel in Anwendung bringt, um 
deutſches Land, deutſche Kultur ju wahren und den deutſchen Stammes 
genoſſen Recht und Schutz zu gewähren. Wir ſprechen erneut mit 
allem Nachdruck die Erwartung aus, daß ſich die Reichsregierung 
ihrer Aufgabe und Verantwortung gegenüber der großen Gefahr be⸗ 
mußt ift, von welcher der deutſche Oſten mit der Herausforderung 
durch Litauen bedroht wird. — Der Vorſtand des Landesverbandes 
Weſtpreußen des Deutſchen Oftbundes.“ 
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Wirtſchaftsruin infolge der Deutſchenverdrängung. 


Die Wirtſchaftsorganiſationen der wejtpolnifchen 
Woſewodſchaften haben eine Denkſchrift über die Notlage der 
Weſtprovinzen ausgearbeitet und ein Programm der dringlichſten Hilfs- 
maßnahmen wirtschaftlicher, finanzieller und verwaltungsrechtlicher Art 
aufgestellt. Ein beſonderer Nachdruck ſoll dieſem Notruf dadurch ver- 
liehen werden, daß die Denkſchrift demnächſt unmittelbar dem Staats- 
Ze Mofcicki vorgelegt werden wird. Das führende 

Warſchauer Wirtſchaftsblatt „Sazeta Handlowa“ 
ſchreibt hierzu, Poſen und Pommerellen ſeien die- 
jenigen Gebiete, die durch die Verſchmelzung mit 
den anderen Landesteilen Polens am meiften ge- 
litten haben und infolgedeſſen auch die Auswirkungen der Wirt- 
ſchaftskriſe am empfindlichſten zu ſpüren bekommen. In den Vorder- 
grund jtellt das Blatt die Solgen der Poloniſierung des 
Wirtſchaftslebens in den Weftproninzen. Der Übergang wirt- 
schaftlicher Unternehmungen aus deutſchen in polniſche Hände habe ſich 
in einem ſehr schnellen Tempo vollyogen. Nachteilig habe ſich indeſſen 
ausgewirkt, daß dies ohne genügende finanzielle Mittel geſchah. Es 
ſei verhältnismäßig leicht gewefen, die in fremden, 
d. h. deutſchen Händen befindlichen Betriebe zu er- 
werben, dagegen ſei deren Weiter führung ohne 
ausreichende Betriebskapitalien, geſchweige denn 
Neſervekapitalien, die gänzlich gefehlt hätten, ſofort auf große 
Schwierigkeiten geſtoßen. Heute in der Seit der un⸗ 
günſtigen Konjunktur erwieſen ſich dieſe Vorgänge als in ihren 
Solgen verhängnisvoll. Von neuem Kapitaljufluß könne 
gegenwärtig keine Rede fein, wobei beſonders die Lage des Handels 
ſchwierig ſei. Die Banken wären nicht in der Lage, der weſtpolniſchen 
Wirtſchaft die notwendige Hilfe zu bringen, da die Kreditpolitik der 
Notenbank ſowie der staatlichen Banken den beſonderen Bedürfniſſen 
der Weſtprovinzen keine Rechnung trage. Sum Schluß weilt das Blatt 
darauf. hin, daß Polen und Pommerellen zu den ſteuer⸗ 
lä ch meiltbelafteten Gebieten Polens gehören. Von 
der Wojewodſchaft Poſen allein würden 10,4 v. H. der geſamten Ein- 
gänge an direkten Steuern aufgebracht. Die polniſche Sinampolitik 
dürfe die Weſtprodinzen jetzt nicht mehr, wie bisher, ausſchließlich als 
finanziell aktive Landesteile betrachten. 

Das führende polniſche Wirtſchaftsblatt beftätigt alſo, daß die Ver⸗ 
drängung des deutſchen Bevölkerungselements aus Poſen und Weſt⸗ 
preußen ſchwere wirtſchaftliche Schäden für dieſe Gebiete herauf- 
beſchworen hat, und gibt auch zu erkennen, daß die Losreißung 

vom Deutſchen Reihe und die gewaltſame Ver⸗ 
koppelung mit dem wirtſchaftlich und ſozial weit 
tiefer ftebenden übrigen Polen diefe Gebiete in 
eine wirtſchaftlich unbaltbare Lage gebracht hat. 
Aus dieſer Not gibt es nur einen Ausweg: Rückkehr sum 
Deutſchen Reich, aus dem die perſonellen und materiellen Kräfte 
ſtammen, die in dieſen Gebieten den Wohlſtand begründet haben, den 
der Pole heute nicht zu fördern und zu heben, ſondern nur auszubeuten 
und zu mißbrauchen verſteht. Crotz dieſer "trüben Erfahrungen, die 
fi) ein ernſtes polnijches Blatt, wie es die „Gazeta Handlowa“ 
immerhin ift, nicht ſcheut einzugeſtehen, ſind die polniſchen Chauviniſten- 
kreiſe vom Schlage des ſtaatlich protegierten Weftmarkenvereins und 
Auſſtändiſchenverbandes gerade jetzt, wo die Not am höchſten ſteigt, 
wieder dabei, Sturm gegen die Deutſchen in den Weſtgebieten zu 
laufen — weil ihrer Anſicht nach dieſe Deutſchen und nicht ihre eigene 
verblendete Politik am wirtschaftlichen Unglück Polens die Schuld tragen 
ſollen! (Hat doch eine Abordnung des Weſtmarken vereins 
allen Minifterien und Behörden eine umfangreiche Denkſchrift über- 
reicht, in der vorgeſchlagen wird, daß in Poſen, Pommerellen und 
en ſämtliche Deutſchen aus ihren Stellungen 
ent aſſen und Polen eingeftellt werdenl Solange es 
noch einen polniſchen Arbeitsloſen gebe, dürfe kein einziger Deutſcher 
. Stellung haben. Sämtliche Firmen ſollen durch Geſetz gezwungen 
werden, an Stelle der Deutſchen Polen einzuſtellen.) 

Im einzelnen wird über den Wirtſchaftsniedergang Poſens und 
Pommerellens in der „Gazeta Handlowa“ u. a. folgendes gejagt: Ju- 
folge der geringen Sahlungsfähigkeit der Landwirtſchaft gehen die 
Verluſte der Landmaſcchineninduſtrie und des Land 
malchinenhandels in die Dutzende von Millionen Zloty. Es 
gebe eine Reihe großer Firmen, die im Jahre 1930 bis zu 2 Millionen 

Außenstände infolge der Zahlungsunfähigkeit. der Landwirtſchaft ab- 
schreiben mußten. Cin charakteriſtiſches Zeichen des Nückganges der 
Intenſität der ie e Betriebsführung in. Pommerellen . 
und en ſei ferner das vollkommene Aufhören einer 
Nach. fer a. ge für Dampfpflüge: Der- Landmaſchinenhandel be- - 


finde ſich in. völliger. Liguidatiom.. Das gleiche gelte 
für die Müllereimafchineninduſtrie, die unter der 
„Auslandskonkurrenz leide, vor allem unter der .tchechifchen. und 


deutschen, und auf dem Kreditgebiet den Ausländern unterlegen ſei. 
Auch bei, der Holzindustrie. wirke ſich die Herſtellung eines ein⸗ 
heitlichen Wirtſchaftsgebietes Zwischen den ehemals deutſchen Gebieten 
„H und dem übrigen. Polen in ſtarkem Maße aus. Da. die Mehrzahl 
der Sorſte. Weſtpolens Staatsfopſte. ſeien, ſei die. weſtpolniſche Holz⸗ 
industrie von, der häufig ungeſunden Preispolitik der. Staatlichen: Forſt⸗ 
verwaltung vollkommen abhängig. . (In Seiten der guten Konjunktur 
wurden die Holzpreiſe ſo hoch feſtgeſett, daß eine Ausnutzung der 


in einer verhältnismäßig günſtigeren Lage als 


günſtigen Konjunkturlage für die Pommereller und Poſener Holze 
industrie unmöglich war. Es wurde eine Preissteigerung von etwa 
150 v. H. im Vergleich zu den Vorkriegspreiſen durchgeführt, auf der 
anderen Seite aber wurde das oſtpolniſche Holz zu ungunſten der 
Pommereller und Poſener Holzinduſtrie bevorzugt. Während das 
billige Holz Oftpolens zu niedrigen Preiſen über Königsberg aus- 
geführt wurde, wurden keine Maßnahmen dafür getroffen, dieſes 
billige Rohmaterial zur Verarbeitung nach Poſen und Pommerellen 
zu lenken.) Ahnlich wie bei der Holfinduſtrie liegen die Dinge bei der 
keramiſchen Induſtrie. Die Erzeugung von Drainröhren 
habe infolge des Stillſtandes der landwirtſchaftlichen 
Meliorationen vollkommen aufgehört. Die Siegeleien 
Weſtpreußens und Poſens, die eine Erzeugungskapazität von einer 
Milliarde Stück Siegel jährlich beſitzen, ſeien nur zu geringen Bruch- 
teilen ihrer Produktionskapazität ausgenutzt, da die Bautätig⸗ 
keit vollkommen ftilliegt und die Verſendung von Bau- 
material auf der 5 mit alleiniger Ausnahme von Gdingen in- 
folge der Höhe der Ciſenbahntariße unmöglich ſei. Außer- 
dem kommt der Verbrauch von Pommereller und Poſener Siegeln in 
Kongreß- und Oftpolen deshalb nur in geringem Maße in Frage, 
weil in dieſen Gebieten die in größerem Typ anders normaliſierten 
ruſſiſchen Ziegel Verwendung finden. So müſſe feſtgeſtellt werden, daß 
ich der Proſeß der Bereinigung dieſer Teilgebiete 
mit dem polniſchen Geſamtſtaat ungünftig auf die 
induftrielle. Erzeugung Weſtpolens ausgewirkt 
habe. Dann ſchließt die „Sazeta“ unvermittelt und offenbar nur, um 
ſich gegen den Vorwurf der Grenzreviſionsfreundlichkeit zu ſichern, mit 
folgenden Worten, die nach dem vorher Geſagten merkwürdig un- 
logiſch klingen: „Doch i iſt ſchließlich auch für Weſtpolen die Vereinigung 
mit dem Geſamtſtaat günſtig geweſen (2), weil nur auf dieſem Wege 
eine Emanzipation von der deutſchen Wirtſchaftsübermacht möglich 
war“. (?) Es fragt ſich nur, ob die Wejtgebiete ſelbſt irgendwelchen 
Wert darauf legen, von der deutſchen Wirtſchaftsübermacht „befreit“ 

zu werden. Sie werden ſicherlich ſehr gern wieder an ihr teilnehmen 
und auf die Sugehörigkeit zur polnischen Volkswirtſchaft, die ihr nur 
Schäden zugefügt und Opfer zumutet, verzichten. 


Vor Dem Abbruch der deutſch⸗polniſchen Wirtſchafts⸗ 
g beziehungen? 


Die am . Jauuar in Kraft getretenen polniſchen Einfuhrverbole 
umfaffen 70 Hauptpofitionen mit insgefamt 280 Unterpoſitionen. Be- 
ſonders ſtark betroffen von dieſen Einfuhrverboten iſt der 
d.eutſch e. Import nach Polen, und zwar vor allem in fol- 
genden Warenkategorien: Chomasſchlacke, Därme und Rohhäute, 
Handwerkszeuge, Maſchinen und Apparate verſchiedener Art, Clek- 
tromaterial, Glühlampen, Inſtallationsmaterialien, 8 Papier 
und Pappe ufw. Die Erlaubnis für die Einfuhr kann der 
polnische Miniſter für Handel und Induſtrie erteilen, wobei die Ein- 
fuhrgenehmigung quartalsweiſe vornehmlich nur polniſchen Handels- 
firmen der erſten Klaſſe erteilt wird. Seinerzeit war polniſtherſeits 
die Suſicherung gegeben worden, daß man bei der Vergebung diejer 
Kontingente die Einfuhr aus Deutschland einjtweilen nicht diskrimi= 
nieren würde. Doch berichtete das gut informierte „Poſeuer Cage— 
blatt“, daß ſich die Kaufleute, die aus ODeutſchland importſeren, ſehr 
über die Nichtbefriedigung und Abweiſung ihrer Kontingentforde- 
rungen zu beklagen haben. Einer ganzen Reihe von Agenten und 
Vertretern großer deutſcher Sirmen find Einfuhrkontingente glatt 
abgeſchlagen worden. Nach Sejtjtellungen des „Poſener Cageblatts“ 
iſt nicht ein einziger Sall bekanntgeworden, in dem ſeit 
Jahresbeginn, für ein größeres, jetzt einfuhr- 
verbotenes Objekt aus Heutſchland ein Einfuhr- 
kontingent gewährt wurde. Damit nicht genug: Neuere 
Meldungen aus Warſchau befagen ſogar, daß man ſich in dortigen 
Regierungskreifen mit der Abſicht trägt, die deutſche Einfuhr 
durch weitere Sollerhöhungen und Einfuhrverbote 
noch weiter zu drofjeln und gegebenenfalls die 
Einfuhr aus Deutſchland vollſtändig zu ſperreu. 
Das würde den vollkommenen Abbruch der deutſch-⸗ 
polniſchen Wirtſchaftsbeziehungen bedeuten, da Deutſch⸗ 
en diefe polnifche- Maßnahme notgedrungen mit einem generellen 

Sinfuhrverbot für polniſche Waren beantworten müßte. 


Da ſich die polniſche Regierung offenbar an die Suſicherung, 


die fie Deutjchland beim Inkrafttreten der Einſuhrverbote hinſich ich 
einer 


entgegen kommenden Handhabung der Kontingentsgewährung 
gegeben hat, nicht gebunden fühlt, fiegt auch für die deutſche Negie⸗ 
rung kein Anlaß mehr vor, mit entsprechenden Gegenmaßnahmen 
gegen die polniſchen Handelsſchikanen zurückzuhalten. Deutſchland hat 
wohl im Handel mit Polen, wenn die polniſchen Einfuhrverbote weiter 


-Jo rückſichtslos gehandhabt werden, nicht mehr allzu viel zu verlieren. 


Dagegen ſteht Deutſchland' in der polniſchen Ausfuhr hinter England 

immer noch an zweiter Stelle. Deulſchland befindet ſich alſo, wenn 

Polen eine neue Vorſchärfung des Handelskrieges heraufbeſchwört, 

Polen. Die deutſche 

Reichsregierung hat es alſo wohl ein der Hand, die. Polen zur Ver- 

nunft zu. bringen. Die neuen Sollmaßnahmen der Reichs roaierung 
ſcheinen geeignet; in diefem Sinne zu wirken. 
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Oftpreußens Wirtichaftsverkehr mit Polen. 


Da die polnische Außenhandelsſtatiſtik Ojtpreußen nicht befonders 
berüchſichtigt, Jo iſt man zur Sejtitellung des Handelsverkehrs zwiſchen 
Polen und Oſtpreußen auf die polnifche Süterbewegungsſtatiſtik au- 
gewieſen, die zunächſt nur den Eiſenbahngüterverkehr umfaßt. Der 
Verkehr auf den Binnenwaſſerſtraßen zwischen Oſtpreußen und dem 
polniſchen Wirtſchaftsgebiet iſt gering; im weſentlichen beſchränkt er 
ſich auf den Haffverkehr nach Danzig. Die Güterbewegungsſtatiſtik 
zeigt doch mit einiger Vollständigkeit den Warenaustauſch zwiſchen 
Oſtpreußen und dem polniſchen Wirtſchaftsgebiet außer Danzig. Es 
folgt aus der Art dieſer Erhebung, daß hier keine wertmäßigen 
Handelsziffern, ſondern nur mengenmäßige Förderungsziffern gegeben 
werden können. Immerhin it die Aufftellung, die polniſcherſeits jetzt 
für das Fahr 1930 bekanntgegeben wird und die Jich auf die gewöhn⸗ 
lichen Srachtſendungen ohne Eilfrachten erſtreckt, bemerkenswert 
genug. 

Snsgejamt wurden im Jahre 1930 nach Ostpreußen aus 
Polen 437504 Tonnen Waren eingeführt, da⸗ 
gegen nur 9599 Connen aus Oſtpreußen nach Polen 
ausgeführt. Dieſes Mißverhältnis im Handelsaustauſch iſt 
ſelbſtoerſtändlich eine unmittelbare Folge des deutſch-polniſchen Soll 
krieges, wobei immerhin die Seſtſtellung von Wert iſt, daß ich 
Polen tatſächlich vollkommen von allen oſtpreußi⸗ 
chen Waren abſchließt, während deutſcherſeits trotz des 
Sollkrieges ganz erhebliche polniſche Warenmengen nach Oſtpreußen 
hereingelaſſen werden. Wie groß der Rückgang der oſtpreußiſchen 
Ausfuhr nach Polen im Vergleich zu der Seit vor dem Kriege ilt, 
geht daraus hervor, daß im Jahre 1915 Oſtpreußen auf. dem 
Eiſenbahnwege in das Gebiet des heutigen polniſchen Staates über 
400000 Tonnen ausführte, während heute kaum 10000 Tonnen 
aus Oſtpreußen dorthin befördert werden. Dagegen iſt die Aufnahme 
polniſcher Erzeugniſſe in Oſtpreußen im Vergleich zu der Seit vor 
dem Kriege trotz des Sollkrieges ſogar gestiegen, denn während Ojt- 
preußen 1913 aus Weſtpreußen, Poſen und Kongreßpolen rund 
429000 Tonnen auf dem Vahnwege erhielt, iſt dieſe Menge 1930 trotz 
des Sollkrjeges auf 457 ooo Co. angeſtiegen. N 

Eine Sergliederung dieſer Mengen des oſtpreußiſch-polniſchen 
Handels zeigt, daß die Einfuhr Oſtpreußens aus Polen im weſentlichen 
auf drei Gütern beruht: Holz, Kohle und Kleie. Von den 


457 doo Tonnen oſtpreußiſcher Einfuhr aus Polen waren nicht weniger 
als 360 000 Connen (82 0.9) Holz⸗ und Holzwaren, 
die im weſentlichen über Proſtken zur Weiterverarbeitung an die 
Königsberger Sellſtoff- und Holzbearbeitungsinduſtrie gingen und vor— 
wiegend aus dem oftpolniſchen Gebiet (Wilna) ſtammten. An Kohle 
wurden 22 200 Connen vorwiegend über Di.-Eylau aus Oſt⸗ 
oberſchleſien eingeführt. Die Kleje⸗Sinfuhr erreichte die Höhe 
von 20 I009 Connen. Geringer iſt die polniſche Einfuhr anderer 
landwirtſchaftlicher Erzeugniſſe: Hafer 5652, Hüljenfrüchte 
8102, Ölkucben 352, Nübenfchnitzel 437 Tonnen. Mengen- 
mäßig nicht ſehr bedeutend, aber bei ihrem hohen Wert ins Gewicht 
fallend iſt die polniſche Einfuhr von Erdölerzeugniſſen nach 
Ostpreußen. Es wurden nach Oſtpreußen aus Polen eingeführt 
242 Tonnen Rohöl, 490 Tonnen Benzin und Gasöl, 495 Tonnen 
Petroleum und 382 Tonnen Mineralöle. Zu erwähnen iſt noch die 
recht bedeutende Kochſalzein fuhr mit 42350 Tonnen, die Ein⸗ 
fuhr von Nohhäuten mit 1125 Tonnen, die Einfuhr von Kreide 
mit 455 Sonnen, Kacheln 881 Tonnen, Siſen und Eijen- 
waren 575 Tonnen, Dachpappe 357 Connen und Textilien 
657 Tonnen. Die Mengen der induſtriellen Einfuhr Polens nach 
Ostpreußen ſind, wie die Aufſtellung zeigt, alſo nicht groß. 
Oſtpreußens Ausfuhr nach olen betrug in dem 
gleichen Jahre (1930) auf dem Eiſenbahnwege nicht ganz 10 000 Tonnen, 
Von dieſer Menge entfallen 2365 Tonnen auf Häute, 1474 Tonnen 
auf Lumpen, 1130 Tonnen auf Serbſtoffe, 260 Tonnen auf 


Eijen und Eijenmwaren, 379 Tonnen auf Erde und Kies, 
80 Tonnen auf Pflanzenöle, joo Tonnen auf Nüben- 
ſchnitzel. Dazu kommen noch 3490 Stück Schweine, die Oft- 


preußen nach Polen ausführte. Alles in allem iſt die oſtpreußiſche 
Ausfuhr nach Polen nicht nur mengenmäßig ſehr unbedeutend, ſondern 
auch wertmäßig ganz außerordentlich niedrigwertig. Vergleicht man 
damit den früher Jo außerordentlich regen Güterverkehr zwiſchen Olt- 
preußen und Weſtpreußen⸗Poſen, aber auch mit Kongreßpolen, deſſen 
Umfang anfangs angedeutet wurde, ſo geht daraus hervor, in wie 
ſtarkem Maße einmal die Korridorgrenzziehung an 
lich, zum anderen die oſtpreußenfeindliche Wirt- 
ſchaftspolitik Polens den Handel Oſtpreußens nach 
Polen lahmgelegt hat. Dr. P. H. 


Lon Strasburger zu Papee. 


Wie ſchon gemeldet, iſt der bisherige diplomatiſche Vertreter 
Polens in Danzig, Aliniſter Dr. Strasburger, von einem 
Poſten zurückgetreten. Danzig ſieht ihn ohne Bedauern ſcheiden. Es 
hat in der Seit feiner Amtstätigkeit wenig Sreude an Polen erlebt. 
Es ift acht Jahre lang das Objekt für den politiſchen Betätigungs- 
drang Strasburgers gemelen. Als dieſer im Jahre 1924 ſeinen Vor- 
gänger, Plucin)ki, im Amt ablöſte, hofften gewiſſe Kreiſe der 
Freien Stadt, er würde als ein Mann, der an deutſchen Hoch- 
ſchulen ftudiert hat und ſich durch umfaſſende Wirtfchaftskennt- 
niſſe auszeichnet, die Wichtigkeit eines Ausgleichs der öntereſſen 
zwischen Danzig und Polen erkennen und fördern helfen. Stras- 
burger hat dieſe Gutgläubigen ſehr bald enttäuſcht. Er hat den 
Danzigern die Devise: „Mehr Wirtſchaft, weniger Politik!“ gegeben, 
um um ſo beſſer das Gegenteil hiervon tun, d. h. unter Mißbrauch 
der wirtſchaftlichen Abhängigkeit Danzigs vom polniſchen Hinterland 
mehr Politik treiben zu können. In ſeiner Amtszeit entfalteten ſich 
in voller Schärfe die Streitfragen der Eiſenbahuverwaltung, des 
Arbeitsmarktes, der Konflikt um die Anerkennung polnischer Seug⸗ 
niſſe und Diplome in Danzig und vor allen Dingen der immer ziel- 
bewußter betonte Ausbau des Gdingener Hafens, der Druck der gegen 
die Freie Stadt gerichteten Wirtſchaftsmaßuahmen, nämlich der Syn- 
dikats- und Exportprämienpolitik, und die Frage des Port d'attache. 
Sein Werk find ferner die Candungsmanöver polniſcher Kriegsſchiffe, 
die Entſendung polnischer Marinepatrouillen in die Straßen von 
Danzig, der Klageantrag Polens auf Erja von 45 Mill. Sloty an- 
geblicher Schadensanſprüche und zuletzt die polniſche Minderheitsklage 
auf Grund des Artikels 33 des Pariſer Abkommens, wozu noch die 
ſchroffen Konflikte des vergangenen Jahres im Suſammenhang mit 
dem Sall Gengerſki und der Affäre Jerzuk hinzukommen. 

Ein endgültiger Erfolg blieb jedoch der Politik Dr. Strasburgers 
verſagt. Seine Politik hat in den jünglten Entſcheidungen des 
Haager Gerichtshofes, in denen Polen mit feinen Klagen in bezug 
auf die polnische Minderheit in Danzig und auf die Stage des An⸗ 
legerechtes für polniſche Kriegsſchiffe im Hafen der Freien Stadt 
abgewieſen wurde, empfindliche Schlappen erlitten. Beil der polniſchen 
Regierung und vor der polnifchen Öffentlichkeit war ſeine Stellung 
damit unhaltbar geworden. Es kann als ſicher gelten, daß die letzten 
Urteile des Haager Gerichtshofes die eigentliche Urſache für die 
Demiffion Strasburgers ſind. Dafür ſpricht auch, daß, wie die „Berl. 
Vörſen⸗ Stg.“ aus juverläſſiger Quelle weiß, das Nücktrittsgeſuch 
Miniſters Strasburger bereits vor mehreren Monaten eingereicht 
worden iſt, aber erſt jetzt bewilligt wurde. . 


Beſondere Bedeutung kommt: der Catlache zu, daß zum Nach- 


folger Dr. Sträsburgers der bisherigepolniſche Gene 
ralkonjul-in Königsberg, Dr. Papée; ernannt worden 
it Kafimir Papèe, Sohn eines Krakauer Univerſitätsprofeſſors, 


genießt in Polen den Ruf eines der beften Kenner der 
Korridorfrage. Er begann ſeine diplomatiſche Laufbahn 1918 
als Legationsſekretär in Berlin und im Haag und 
war danach Geſchäftsträger in Kopenhagen, Angora und 
QReval. Swiſchendurch arbeitete er im Warſchauer Außenminiſterium, 
und zwar ſowohl in der Weſt⸗ wie in der Oſt⸗Abteilung. Im Auguſt 
1929 wurde Dr. Papée zum Generalkonſul in Königsberg ernannt, 
wo er ſich äußerlich recht zurückgehalten und nur eine gewifſe geſell⸗ 
ſchaftliche Fühlung aufzunehmen geſucht hat. Deſto eifriger war er 
indeſſen hinter den Kuliſſen tätig, und er hat dabei der 
polniſchen „Kultur“ propaganda und der polniſchen 
Spionage in Oſtpreußen einen ſehr beachtlichen 
Aufſchwung zu verleihen gewußt. Angeſichts dieſer Ver⸗ 
dienſte verſteht es ſich, daß Papèe in Warſchau außerordentlich gut 
angeſchrieben iſt. Hinzu kommt, daß er alter Legionär iſt und 
durch freundſchaftliche und verwandtſchaftliche Bande dem Unter- 
jtaatsjekretär im Face e ee Oberſt Beck, naheſteht, der 
allgemein als Verfechter einer ſchärferen Conart in der Außenpolitik 
gilt. Demnach iſt nicht daran zu zweifeln, daß der neue polniſche 
diplomatiſche Vertreter in Danzig die Aufgabe, einen „schärferen 
Kurs“ gegenüber der Freien Stadt einſchlagen und ſich um „Rechts- 
formaliſtik“ noch weniger kümmern wird, als dies ſein Vorgänger getau 
hat. Es ift dabei ſicher kein Zufall, daß der polniſche Suſtemwechſel 
in Danzig in demſelben Augenblick angekündigt wird, wo Litauen 
von ſeiner Politik der Nadelſtiche und der wirtſchaftlichen Erdrofie- 
lung gegenüber dem Memelgebiet zur Politik der vollendeten Tat— 
ſachen übergegangen iſt. . 2 
* 


Keine ausländischen Landarbeiter mehr! 


Der Reichsrat ſtimmte am 11. Februar dem Vorſchlag des Neichs⸗ 
arbeitsminiſters zu, für das Jahr 1932 neue aus- 
ländiſche Landarbeiter nicht mehr nach Deutſch-⸗ 
land hereinzulaſſen. 1930 betrug das Kontingent loo 000, 
9931 immerhin noch 50000. 37000 bis 40 ooo ausländiſche Land- 


arbeiter, die bereits hier ſind, bleiben allerdings trotzdem in Deutſch⸗ 


land. Ein angeſichts der enormen Arbeitslofigkeit in Deutſchland ſehr 
befremdlicher Antrag des pommerſchen Provinzialvertreters. Grafen 
Behr, wenigstens ein Kontingent von 30 000. ausländischen Land⸗ 
arbeitern zuzulaſſen, wurde abgelehnt. Es wird zu überlegen ſein, ab 
die noch in Deutſchland befindlichen ausländiſchen Landarbeiter, Jomeit _ 
es ſich um Polen handelt, nicht auszuweiſen Jind, wenn die polniſche 
Regierung, dem Druck der Chauviniſton nachgebend, die Entlallung de 


. zeichsdeutjchen Arbeiter und Angeltellten von der Privatwirtſchaft er⸗ 0 = 


zwingt: - 
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Polniſche Minderheitenpolitik. 


Aufhebung des polniſchen Agrarreformgeſetzes. 

Nach der Annahme des Geſetzentlwurfes über die Ausführung des 
Pargellierungsplanes durch den Sejm, durch den das Agrarreform— 
geſetz in feinen wichtigſten Beſtimmungen vorläufig ſuspendiert wird, 
iſt man in Kreiſen der deutſchen Minderheit in Polen ſehr geſpannt, 
wie ſich der neue Zuftand auf den Landbeſitz der deutſchen Minderheit 
auswirken wird. Nach dem Verzicht auf Enteignung Deutſcher im 
Liquidationsabkommen wurden von den polniſchen Wojewodjchafts- 
behörden in Thorn und Poſen vielfach die Beſtimmungen des Agrar- 
reformgeſetzes zur Enteignung deutſchen Grundbeſitzes angewandt. Vor 
allem in Pommerellen wurde der deutſche Grundbejit überaus ſcharf, 
der polniſche dagegen Außerft ſchonend zur Parzellierung heran- 
gezogen. Von dem insgeſamt purzellierten Srundbeſitz ſtammten über 
vier Fünftel aus deutſcher Hand. In letzter Seit iſt durch die Kriſe 
der polniſchen Landwirtſchaft, der es ebenſo wie der deutſchen ſehr 
Schlecht geht, die Nachfrage nach Siedlungsland immer 
geringer geworden. Der Staat blieb mit rieſigen enteigneten 
Flächen ſitzen und mußte ſie entweder unter großen Opfern ſelbſt in 
Bewirtſchaftung nehmen oder ihren ehemaligen Beſitzern verpachten. 
Da das finanziell auf die Dauer nicht mehr zu ertragen war, iſt durch 
das neue Geſetz der Staat nunmehr von der Verpflich- 
tung befreit worden, jährlich 200 000 Hektar 
Land parzellieren zu müfſen. Die Seſtſetzung des Par- 
jellierungsplaues iſt vielmehr dem Ermeſſen des Agrarreformminiſters 
überlaſſen worden. Man befürchtet nun in Kreisen der deutſchen 
Minderheit, daß die Agrarreform überhaupt nur noch 
gegen Deutſche angewendet wird. 


Deutſcher Grundbeſitz für polniſche Nückwanderer? 


Unter der deutſchen Minderheit in Pommerellen hat eine Nede des 
Seſmabgeordneten Cebinka vom Negierungsblock außerordentliche Auf- 
regung hervorgerufen; Cebinka trat für neue rückſichtsloſe 
Poloniſierung des Korridorgebietes und Ent⸗ 
eignung des deutſchen Grundbeſitzes ein. Cebinka 
fordert, daß die Bank Nolng (die polniſche landwirtſchaftliche Ge- 
noſſenſchaftsbank) an alle polniſchen Seſandtſchaften 
und Konſulate, beſonders in Amerika, Landofferten ſchickt und 
dodurch polniſche Kükmwanderer ins Land zieht. Die 
Nückwanderer hätten allerdings bisher in Polen ſchlechte Erfahrungen 
gemacht, aber wenn die Bank Rolnyp die Angelegenheit in die Hand 
nehmen würde, ſo würde eine Verſtärkung des polniſchen Elements 
in den Weſtgebieten auf dieſe Weiſe möglich ſein. Tebinka gibt offen 
zu, daß der deutſche Sroßgrundbeſitz in Weſtpolen 
im Gegenſatz zum poluiſchen Srundbeſitz ganz aus⸗ 
gezeichnet wirtſchaftet. Er führt das auf Unterſtützung der 
deutſchen Landwirtſchaft in den ehemals preußiſchen Gebieten aus 
der deutſchen Oſthilfe zurück (12). Die deutsche Landwirtſchaft in 
Polen proteſtiert mit Recht ganz energiſch gegen eine ſolche Unter- 
jtellung. Tebinka bezeichnete das polniſche Agrarreformgeſetz 
als die wichtigſte Waffe Polens zur Polonifierung 
des Rorridorgebietes. Er gibt damit zu, daß die Agrar- 


reform nationaliſtiſchen Zielen dienſtbar gemacht und einfeitig gehand⸗ 
habt werden ſoll. 


Nenegaten als Handlanger. 


Die „Pommereller Neueſte Nachrichten“, die zuerſt in Konitz, 
dann in Stargard und jetzt in Jempelburg jeit knapp drei Monaten 
von „Dr. Hans von Heldn“ (in Wirklichkeit heißt er Hugo Ernelte 
Lüdecke) herausgegeben wird, iſt ein tupiſches Beispiel der neuen 
polniſchen Minderheitenpolitik. Das Nenegatenblatt wird in einer 
polniſchen Druckerei gedruckt, die Drucklegung bezahlt 
eine polniſche Behörde. Die Werbeexemplare für das neue 
Blatt, die zu Taufenden hinausgehen, find, wie wir ſchon berichteten, 
mit Dienſtmarken frankiert und vom Staroſten in 
Stargard bzw. in Zempelburg abgeſtempelt. Jetzt wird ſogar von 
polniſchen Behörden unter Androhung von Nach- 
teilen eine große Anzahl Deutſcher gezmungen, 
das Blatt zu beziehen. Es handelt ſich um eine regelrechte 
Erpreffung. Der Staroft in Zempelburg hat nämlich an zahlreiche 
Deutſche folgendes Schreiben gerichtet: „Seit einiger Zeit erſcheint 
in Konitz eine neue deutſche Zeitung „Pommereller Neueſte Nach- 
richten“. Dieſe Zeitung hat eine gemäßigte Richtung und iſt gegen 
den Staat loyal geſinnt. Ich überjende Ihnen hiermit eine Probe- 
nummer dieſer neuen Seitung und empfehle das Abonnement der- 
jelben, da ſie ſich im Hauſe jedes loyalen Staatsbürgers befinden 
muß, um fo mehr in Ihrem Haufe, da ſie eine Monopolkonzeſſion bzw, 
den Verkauf von Monopolwaren beſitzen, in bedeutendem Maße aus 
den von der Negierung verliehenen Privilegien Nutzen ziehen und 
deshalb eine gegen die Regierung loyal geſinnte Zeitung unterſtützen 
müſſen. Der Kreisſtaroſt. gez.: Or naß.“ 

Die „Deutſche Nundſchau“ in Bromberg iſt in der Lage, zu be= 
weiſen, daß „von Heldn“ noch heute unter feinem Namen Lüdecke 
ein Bankkonto beſitzt, auf das von polniſcher Seite Einzahlungen 
erfolgen. Im übrigen lehnt ſie es ab, ſich mit Subjekten wie 
„von Heldn“ über den Begriff „Lopalität“ auseinanderzuſetzen. Das 
Deutſchtum in Polen iſt loyal, es verhält ſich dem Staate gegen- 
über muſterhaft. Die Deutſthen find die beſten Steuerzahler und die 
beften Soldaten. Spitzel und Staatsverräter haben in ihren Neihen 
keinen Platz. Es heißt wörtlich: „Wer von uns mehr verlangt: eine 
„Loyalität“ nach der Weiſe des Herrn Lüdecke, wer uns zur Auf- 
gabe des Volkstums verleiten will, der kennt uns Deutſche ſchlecht, 
der trägt auch dem polniſchen Volkstum keine Ehre ein und nicht dem 
polniſchen Staat.“ 

Bemerkenswert iſt es, daß dieſer ſaubere Lüdecke ſein Handwerk 
jetzt in Sempelburg ausübt, dem Kreiſe, der von allen Kreiſen Polens 
noch die ftärkfte deutſche Minderheit beſitzt. Lüdecke und ſeine amt⸗ 
lichen Geldgeber ſcheinen ſich alfo hier den größten Erfolg für ihre 
Erprejjerpolitik zu versprechen. Der Kreis Gempelburg hatte bis 
1920 eine Hoprofentige deutſche Mehrheit. Bei den 
letzten Sejmwahlen erhielt die deut che Liſte noch über die 
Hälfte aller Stimmen, was in keinem anderen Kreiſe mehr 
der Fall war. 


Das franzöſiſch⸗polniſche Bündnis. 


Die polniſche Rechtspreſſe nimmt mit großer Beſorgnis von 
einem Artikel Kenntnis, der in dem Haupforgan der fran 
ö fiſchen radikalen Partei „La République“ er- 
ſchienen ift und ſich mit der Frage der Erneuerung des pol⸗ 
niſch-franzöliſchen Vertrages beſchäftigt. Der Verfaller 
des Artikels, der frühere Generalſekretär der radikalen Partei, 
Pfeiffer, erinnert daran, daß der Vertrag im April d. J. ab- 
läuft und feine Erneuerung im Fall eines Wahl- 
jieges der frauzöſiſchen Linken ausgeſchloſſen 
wäre. Günſtigere Ausſichten hätte aber Polen, wenn die franzöſiſchen 
Wahlen erſt im Mai ſtattfinden würden. In Paris laufe daher das 
Gerücht um, daß die polniſche Regierung halboffiziell im Sinn einer 
Verſchiebung der Kammerwahlen interveniert habe. Pfeiffer erklärt, 
das franzölfiſche Volk wünſche dieſen Vertrag 
nicht, der Frankreich wegen des Korridors in 
einen Krieg verwickeln könnte. Die radikale 
Partei ſei bereit, den Vertrag mit Polen zu 
einem Beſtandteil der Wahlplattform zu machen 
und an die fronzöliſchen Wähler mit der Frage 
heranzutreten: „Wollt ihr Polens wegen in den 
Krieg ziehen?“ Die Antwort der Wählerſchaft wäre nicht 
schwer vorauszuſehen. — Der nationaldemokratiſche „Kurjer Poz⸗ 
nanſki“ beurteilt dieſen Artikel als äußerſt kennzeichnend für die 
Stimmung der ganzen jranzöfifchen Linken und wirft dem Pilfudſki- 
Rogime vor, daß es durch feine „Linksallüren“ anfänglich die fran⸗ 
jöliſchen Nechtsparteien abgeſtoßen habe und nunmehr durch feine 
innerpolitiſchen Hewaltmethoden ſich auch die Sumpathien der fran 
zöſiſchen Linken verſcherzt hätte. 

Die Kritik am Bündnis mit Polen iſt in Frankreich nicht neu. 
Schon früher hat es dort eine ſehr lebhafte Bewegung gegen die 
Erueuerung dieſes Vertrages gegeben. Im Sommer v. J. waren in 


der Außenpolitiſchen EN der Kammer die Gegner in der. 
Überzahl. Auch Briand mußte ſehen, daß eine Verlängerung des 
franzöſiſch-polniſchen Militärbündniſſes nicht nur mit dem Ziel ſeiner 
Europapolitik in unvereinbarem Widerspruch ſtehen würde, ſondern 
auch feine Politik der deutſch-franzöſiſchen Verſtändigung, die auf 
die Dauer ohne eine Neviſion der unhaltbaren Grenzen im Oſten 
nicht denkbar iſt, den Todesſtoß geben müßte. Selbſt einflußreiche 
Nechtsblätter wie die das ſüdweſtliche Frankreich beherrſchende 
„Petite Gironde“ haben noch vor wenigen Monaten jede neue 
Bindung an Polen aufs entſchiedenſte bekämpft, 
weil die Berechtigung des deutſchen Anſpruches 
auf Nückgabe des Korridors nicht zu beſtreiten 
jei und Frankreich keinen Anlaß habe, fi im Schlepptau der pol 
niſchen Gelüſte der Gefahr neuer Verwicklungen mit Deutſchland 
ausjuſetzen. 

Seitdem jedoch Briand ausgebootet worden iſt, iſt auch in dieſer 
Frage der Wind umgeſchlagen: Auf Betreiben des frau 
zöfiſchen. Generalſtabs ift die franzöſiſch-pol⸗ 
niſche Militär konvention bereits in aller Stille 
und ohne vorherige Befragung des Parlaments 
erneuert worden. Frankreich hat ſich damit abermals zum 


Garanten des unhaltbaren Srenzjuftems im Oſten gemacht. Die frau- 
zöſiſchen Militärkreiſe haben ſelbſtändig gehandelt, wohl weil ſie 


fürchten, daß eine Bolksbefragung wegen des Bündniſſes mit Polen 
zeigen würde, daß dieſes Bündnis der Stimmung der über⸗ 
wiegenden Mehrheit des franzöſiſchen Volkes 
heute nicht mehr entſpricht. Die Radikaljozialijtijche (demo- 
kratiſche) Partei, die dem Vertrag laut „République“ abgeneigt iſt, 
kann an dem TCatbeſtand einer franzöfiichen Waffenhilfe für Polen 
nichts mehr ändern, nachdem der franzöſiſche Generaljtab bereits aus 
eigener Machtvollkommenheit gejprochen bat! 
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Bann wird die Bahn Heiligenbeil-Zinten-Br.-Eylau endlich gebaut? 


Von Bürgermeiſter Dr. Ruprecht-Zinten. 


Als Beitrag zur Förderung des oſtpreußiſchen Wirtſchaſts⸗ 
lebens und der Arbeitsbeſchaffung gehen uns vom Vorſitzendeit 
des Landesverbandes Oſtpreußen des Deutſchen Oſtbundes uach⸗ 
ſtehende Ausführungen zu, denen wir in der Hoffnung, daß fie 
die gebührende Beachtung an maßgebender Stelle finden mögen, 
gern Raum geben. 

Der Ausbau des Eifenbahnwejens in der Provinz Ostpreußen iſt 
ein dringendes wirtſchaftliches Erfordernis. Oſtpreußen iſt im Hin- 
blick auf den Stand des Eiſenbahnweſens erheblich im Rückſtand 
gegenüber den übrigen preußiſchen Landesteilen. Die Provinz 
gehört hinſichtlich der Engmaſchigkeit ihres 
Ciſenbahnnetzes ju den am ſchlechteſten verforgten 
Provinzen des gefamten preußiſchen Staates. Soll 
die Landwirtſchaft in Oſtpreußen in noch ſtärkerem Maße für die 
Ernährung des deutſchen Volkes nutzbar gemacht werden, Jo iſt es 
nötig, die Anfuhrwege zur Eiſenbahn ju verkürzen bzw. das Eifen- 
bahnnetz der Provinz zu verdichten. Als beſonders notwendig iſt 
ſeit zwei Jahrzehnten von den Reichs- und Staatsbehörden 
der Bau einer 1 ach im Regierungsbezirk Königsberg vont 
Hafen Rofenberg am Friſchen Haff über Heiligenbeil—Sinten— Pr. 
Eylau—Donnau anerkannt. 

Im Oſthilfegeſetz iſt wiederum der Bau dieſer Eiſenbahn⸗ 
linie vorgeſehen, und im Verkehrsprogramm ſoll diefer Bahnbau ar 
bevorzugter Stelle ſtehen. Eine Reihe von Eingaben und Denk 
ſchriften iſt den zuftändigen Inſtanzen unterbreitet. Der Preu- 
ßiſche Landtag hatte bereits durch Geſetz im Jahre 1912 den 
Ausbau der Teilſtrecke Heiligenbeil—Sinten und im Jahre 1913 den 
Ausbau der Strecke Sinten— Pr.-Eylau genehmigt und die hierfür 
erforderlichen Mittel bereit geftellt. Die Bauprojekte 
wurden damals fertiggestellt. Oer Krieg unterbrach das Bauvor⸗ 
haben. Nun ſoliten nach Beendigung des Krieges die Arbeiten be— 
ginnen. Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten ſetzte ſogar den 
Termin für den Beginn des Baues auf den Monat April 1919 feſt. 

Aber wieder geriet die Angelegenheit ins Stocken. Und ſo liegen 
die Dinge bis auf den heutigen Tag. Es iſt bei Worten und Ver- 
jprechungen geblieben. 

Es iſt nun endlich an der Seit, den Bau dieſer von den Kreiſen 
der Wirtſchaft allgemein geforderten Nebenbahn in Angriff zu 
nehmen. Hier iſtein Weg, Arbeit für das große Heer 
der Arbeitslofen zu beſchaffen und die Unſummen von 
Unterstützungen produktiv anzulegen. Die Arbeitslosigkeit hat in den 
beteiligten Kreiſen (Heiligenbeil, Pr.-Eylan, Vartenſtein) eine noch 
nie dageweſene Höhe erreicht — es lind hier etwe 6000 Arbeitfuchende 


vorhanden, die dem Staat und den Kommunen in einem Monat etwa 
400 000 N. (ohne jede Gegenleistung) koſten, Jo daß ouch in dieſer 
Hinſicht umfaſſende Maßnahmen ergriffen werden müſſen. Bei dem 
hier erörterten Projekt würde für lange Zeit ausreichende 
Arbe its gelegenheit geſchaffen werden. Die wertſchaffende 
Arbeitsiojenfürforge und der freiwillige Arbeitsdienſt 
machen die Sinanzierung durchaus möglich. Der beſte Teil der Arbeits- 
loſen hat die Wohlfahrtsverforgung ſatt, er will Arbeit! 

Die wirtſchaftlichen Kräfte dieſes Gebiets können 
erft durch den Bau der projektierten Bahn zur Entwicklung kommen. 
Den Kreiſen Heiligenbeil und Pr. Eylau, die nur von Bahnlinien in 
der Nord-Süd -Nichtung durchſchnitten werden, fehlt jede Quer⸗ 
verbindung. Es würde eine direkte Verbindung ſwiſchen dem 
Sriſchen Haff, der Oſtbahn, der Strecke Königsberg —Sinten —Heilsberg, 
der Südbahn und der Bahn Löwenhagen—Gerdauen erreicht und damit 
die hier in ſehr hoher Kultur ſtehende Landwirtſchaft aufgeſchloſſen 
werden. Man ſollte in der gegenwärtigen Notzeit kein Mittel un⸗ 
verſucht laffen, den Kreiſen der Wirtſchaft dieße Hilfe durch Ver- 
kürzung der Anfubrwege — nicht weniger als 57 beſtehende 
Siſenbahn verbindungen würden erheblich ver⸗ 
kürzt — zu gewähren. Aus der Fülle der Vorteile wirtſchaftlicher 
Art ſollen hier genannt werden: Es kann der Kalkarmut des land- 
wirtschaftlich genutzten Bodens zurzeit nicht abgeholfen werden, weil ſich 
die Kalkzufuhr zu teuer ſtellt; der Bahnbau würde zum MWehrbezug 
an Düngekalk beitragen und damit die landwirtſchaftliche Erzeugung 
ſteigern. Durch die Bahn würden die Meiereien, die Säge- und Holz= 
bearbeitungswerke und die Siegeleien dieſer Gegend einen beachtlichen 
Aufſchwung nehmen. Nicht unerwähnt ſollen die großen Steinlager im 
Hinterland der Bahn bleiben, deren Abfuhr jetzt nur erſchwert 
möglich iſt, deren Beſtände aber zum Waſſerſtraßenbau in Oſtpreußen 
gebraucht werden. Die ländlichen Siedlungen, für die ohnehin die 


Nähe der Bahn von Bedeutung iſt, würden ſich rentabel geſtalten. 


Schließlich würde die Bahn den für die Kreiſe Heiligenbeil und 
Pr. Eylau gegebenen Hafenplatz Noſenberg erſt voll und ganz 
nutzbar machen. Dadurch würde auch die Siſcherei großen Nutzen 
haben, weil der Abſatz der Siſche weſentlich erleichtert würde. 

Sollen die der abgeſchnürten Provinz ge⸗ 
gebenen Juſagen auf Unterſtützungihrer Wirtſchaft 
bewahrheitet werden, ſo muß der in der Vorkriegs⸗ 
zeit beſchloſſene und im Oſthilfegeſetz vorgeſehene 
1 nunmehr endlich in Angriff genommen 
werden. 


Der Ausbau der Gſthilfe. 


58 000 Betriebe im Sicherungsverfahren. 

Der Haushaltsausſchuß des Reichstags nahm eine vom Aeichs⸗ 
kommiſſar für die Ofthilfe vorgelegte Überſicht über die Organiſation, 
den Betrieb und die Ausgaben feines Kommiſſariats zur Kenntnis. 
Aus den Mitteilungen des Ausſchußberichterſtatters, des Abgeordneten 
Hartwig (Chriſtl.-Ooz.), erfuhr man dabei, daß für die landwirtſchaft⸗ 
liche Entſchuldung 36 Millionen Neichsmark direkt vom 
Reich und außerdem noch 18 Millionen Reichsmark von 
der Bank für Deutſche Induſtrieobligationen aus- 
gegeben wurden. Dem Sicherungsverfahren unterliegen gegenwärtig 
58000 landwirtſchaftliche Betriebe. Auf die bäuer⸗ 
lichen Betriebe entfallen der Anzahl nach 94,24 v. H., dem Betrage 
nach 56,1 v. H. der Darlehen, auf die nicht bäuerlichen Betriebe aljo 
5,76 bzw. 43,9 v. H. 


Wieder eine neue Oſthilfe⸗ Verordnung. 

Der Reichspräsident hat am 19. Februar eine Notverorduung 
zur Ergänzung der Vorſchriften über die Gwangs⸗ 
vollſtreckung bei landwirtſchaftlichen Betrieben 
und über das Sicherungs verfahren unterzeichnet. 
Artikel I beſtimmt, daß bei Arbeitnehmern in landwirtſchaftlichen 
Betrieben, die Naturalvergütungen erhalten, die ihnen als Vergütung 
gelieferten Naturalien ſowie das davon ernährte Vieh un- 
pfändbar ſind. 

Die weiteren Vorſchriften der Notverordnung befaſſen ſich mit 
der Düngemittelverordnung der im Sicherungsverfahren 
befindlichen Betriebe. Die Regierung hat in den letzten Tagen 
wiederholt mit Sundikaten, Genoſſenſchaften und Händlern verhandelt, 
wobei dieſe gewiſſe Forderungen geſtellt haben, um für Sicherungs- 
betriebe liefern zu können. Dieſe Sicherheiten werden jetzt durch 
die Notverordnung gegeben. So wird beſtimmt, daß das nach der 
Verordnung vom 23. Januar beſtehende Früchtepfandrecht auch dann 
gilt, wenn bei Sicherungsbetrieben das Sicherungsverfahren aufge- 
hoben wird. 

Artikel 3 betrifft ein Swaugsbverſteigerungsvorrecht 
für den Fall, daß Düngemittel, Saatgut oder Futtermittel von Be- 
triebsinhabern mit Zuftimmung des Creuhänders beſchafft wurden und 
die Betriebe, wenn das Sicherungsverfahren aufgehoben wird, in 
Iwangsverſteigerung oder Swangsverwaltung übergehen. Artikel 4 
enthält Beſtimmungen über die Swangsverwaltungsvorſchüſſe, die 
namentlich für die Realkreditinjtitute von Bedeutung find. 


Schließlich iſt eine Anderung der Sicherungsderordnung in dem 
Sinne vorgeſehen, daß auch die nach dem alten Oſtpreußen⸗ 
hilfsgefetz bereits umgeſchuldeten Betriebe das 
Sicherungs verfahren beantragen können. Dieſe Vor- 
ſchrift entſpricht einem Wunſche des Reichspräſidenten, dem aus dem 
Oſten derartige Wünſche vorgetragen lind. Die Anträge müjjen 
bis zum 15. Mär; geſtellt fein. Ein Antrag ſoll unzuläffig ſein, wenn 
die Betriebe wieder in Zwangsverwaltung oder Zwangsverſteigerung 
gegangen find, 

Forderungen der oſtdeutſchen Handwerkskammern. 

Die Not des oſtdeutſchen Handwerks hat die im Oft 
deutſchen Handwerkskammertag vereinigten Handwerkskammern 
Königsberg, Stettin-Köslin, Stralfund, Schneidemühl, Srankfurt a. d. O., 
Berlin, Liegnitz, Breslau, Oppeln veranlaßt, zu einem außer- 
ordentlichen oſtdeutſchen Handwerkskammertag in 
Liegnitz zuſammenzutreten. Nach eingehender Beratung wurden dort 
von den oſtdeutſchen Handwerkskammern folgende Sorderungen zum 
Oſthilfeſicherungsverfahren aufgeſtellt. 

1. Die vor dem Inkrafttreten der Notverordnung vom 17. No- 
vember 1931 entſtandenen Handwerker forderungen [ind 
licher zuſtellen. 

2. Bei der Umſchuldung müſſen die Handwerkerforderungen in 
vollem Umfange beglichen werden. Die in der Durchführungs⸗ 
verordnung vom 5. Dezember 1931 vorgeſehene Sollvorſchrift „nach 
Möglichkeit“ biete keine ausreichende Gewähr. 

3. Die in der Notverordnung vom 6. Februar 1932 für bare Ent» 
ſchuldung vorgeſehenen 39 Millionen AM. ſind ausjchlieglicy für die 
e der Rechnungen des Handwerks und Kleingewerbes bereit- 
zuſtellen. 

4. Im übrigen find die Handwerkerforderungen den bevor- 
rechtigten Lohnforderungen gleich zuſtellen. 

5. Die Wechſel der im Sicherungsverfahren befindlichen Landwirte 
find nicht nur von der Reichsbank anzunehmen und zu verlängern, 
jondern auch von den Privatbanken, Genoſſenſchafts- und Sparkaſſen. 

6. Mit größter Beſchleunigung ſind dem oſtdeutſchen Handwerk von 
Reichs wegen oder unter Neichsgarantie Swiſchen kredite über 
Spar- und Genoſſenſchaftskaſſen zur Verfügung zu ſtellen. 

7. Die im Geſetz vom 31. März 1931 vorgeſehene Kredithilfe für 
mittlere und kleine Gewerbebetriebe durch die Bank für deutſche 
Induſtrie-Obligationen iſt völlig ergebnislos geblieben. Das oſtdeutſche 
Handwerk hat deshalb ſu dieſer Art Kredithilfe kein Vertrauen. 


vos 
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— Bundesnachrichten. — 


Nundſchreiben Nr. 2, 

das am 12. d. A. ausgegeben worden ijt, enthält außer den bereits in 
Nr. 7 (Seite 80) erwähnten ſehr wichtigen Beiträgen über Auslöſung 
von Lombarddarlehen auf Neichsſchuldbuch forderungen 
uw. wichtige Mitteilungen über die Seſtſetzung von Rurjen der 
Schuldbucheintragungen für ſteuerliche Swecke und 
über die Möglichkeiten von Vermögenſteuerſtundung, ferner 
über die Ablehnung von B.- Beihilfen an Verdrängte durch die 
Abwicklungsſtelle des Reichsentſchädigungsamts. Wir machen wieder- 
holt darauf aufmerkſam, daß die Rundſchreiben von den Landes- 
verbänden nur denjenigen Ortsgruppen weitergegeben werden dürfen, 
die mit den Beiträgen nicht über Gebühr im Nückſtande find, und daß 
ſie an Einzelperſonen nicht abgegeben werden. Die Mitglieder des 
Deutſchen Oftbundes werden über den Inhalt der Nundſchreiben regel 
mäßig in den Verſammlungen unterrichtet. 


— Aus der Bundesarbeit, = 


Berjammlungskalender. 


Der Frauendienſt Verlin-Vrandenburg ladet zur Beſichtigung des 
Berliner Planetariums am Dienstag, I. März, ein. Treffpunkt 
nachmittags 413 Uhr vor dem Stadtbahnhof Soo. Es erfolgt eine 
Führung durch das Planetarium, Vortrag mit Lichtbildern und 
außerdem die Uraufführung des neueſten Silmes: 
Um den Pi; Pal ü. Eintrittspreis o,35 NM. für die Perjon. 
Um zahlreiche Beteiligung wird herzlich gebeten. f 

. : 


Landesverband Berlin-Vrandenburg. 


Der Franendienſt des Landesverbandes Verlin-Vrandenburg hielt 
am 28. Januar feine Hauptverſammlung ab. Bundespräfidium, 
Landesverband und verſchiedene Ortsgruppen hatten Vertreter ent— 
ſandt. Es wurde der Jahresbericht gegeben, der ein Ergebnis zeigte, 
mit dem man trotz der Not der Seit zufrieden fein darf. Der Anfang 
des Jahres aufgeſtellte Arbeitsplan iſt unter Beſeitigung aller 
Schwierigkeiten voll zur Durchführung gekommen. Der Frauendienſt 
hat ſich in Suſammenarbeit mit allen größeren be⸗ 
ftebenden Frauenorganiſatlonen, welche in unferem oder 
ähnlichem Sinne wirken, der Öffentlichkeit gezeigt und die große Aus- 
ſtellung in den Geſamträumen des Soologiſchen Gartens: „Die Srau 
in Heim, Mode und Beruf“ geschaffen. Dieſe Ausſtellung hat vielen 
taufenden Beſuchern gezeigt, daß die deutſchen Frauen aller Stände, 
ohne Unterſchied der Parteien und Konfeſſionen, nur vereint im 
Kampfe um die Verteidigung des Deutſchtums und geeint im Dienſte 
des Vaterlandes, es verſtehen, das Deutſche in Handel, Induſtrie, 
Kunſt und Wiſſenſchaft, in Beruf und Sport, allem Ausländischen 
vornanzuſetzen. Außer der Mitwirkung der Frauen an der Bun 
destagung in Berlin am J. und 2. Mai, begingen ſie am 13. Mai 
innerhalb des Landesverbandes Berlin-Brandenburg den deutſchen 
Muttertag in würdevollſter Weiſe, an welchem über. 400 Per- 
fonen teilnahmen, veranſtalteten fie im Auguſt eine Dampferfahrt, an 
der ebenfalls mehrere hundert Perſonen ſich beteiligten, und fanden 
ſie ſich Ende v. 3. bei einer ebenfalls reich beſuchten Adventfeier 
zufammen, Neben der Werbung und Beteiligung an der Sin- 
Buch -Spende unſeres Landesverbandes, deren kultureller Wert 
ein unvergängliches Gut für das Leben unjerer Orts- und Jugend- 
gruppen werden Joll, umfaßte die Arbeit des Frauendienſtes noch, ſo⸗ 
weit als möglich, karitative Arbeit, Krankenpflege und Beſuche, Sür- 
ſorge und Hilfsarbeiten in den einzelnen Ortsgruppen. Die Haupt- 
jorge wurde im verfloſſenen Jahr der Kinderverſchichung ge⸗ 
widmet. Es ijt gelungen erhebliche Geldbeträge zufammenzubringen 
und 25 Freistellen zur Unterbringung von Kindern in. kürzelter Seit 
zu ſchaffen. Dieſe Sorge galt Kindern unſerer deutſchen Brüder aus 
der alten Heimat. Ein Ferienaufenthalt in deutſchem Mutterlande, 
welches noch freien deutſchen Geiſt und reine deutſche Sitten trägt, 
ſoll dieſen Kindern Gelegenheit geben, ſich in der liebenden Sürforge 
ihres Volkes Kraft zu holen für den Kampf auf dem Vorpoſten des 
Deutſchtums, der auf fie wartet. Sugleich jollen fie auch für. Jich, 
für ihre Eltern, Bekannten und Freunde, die noch drüben das harte 
Los der Unterdrückten tragen, den Glauben mit hinübernehmen, daß 
fie von ihrem Volke nicht vergeſſen Jind, sondern, daß trotz der 


Billige Wohnungen! 
Der Magiſtrat der Stadt Unruhſtadt, (Grenzmark Pofen- 
Weſtpreußen) macht darauf aufmerkſam, daß in Unruhſtadt billige 
Wohnungen mit dazugehörigen Nebenräumen jowie mik reichlich 
Sartenland und Ställen Jofort zu vermieten ſind. Die Gemeindefinanzen 
ſind geordnet, Sonderſteuern wurden bisher nicht erhoben. Oftmärkern 
bietet ſich hier günſtige Selegenheit, ſich wieder im -Often-in oder nahe 


der alten Heimat niederzulaſſen: Wir weifen auf das Inferat in diefe 
i Innerungen, jo insbejondere den Beſuch der Arnswalder Ortsgruppe 


Kummer hin. 
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Spaltung und Trennung, die unnatürliche Grenzen geſchaffen haben, 
der Kampf um die alte Heimat fortgeführt wird. Möge es im neuen 
Jahr nun gelingen, weiteſte Kreiſe in unjerem Volke dafür zu er- 
wärmen, in der Ferienzeit ſelbſt einmal ein kleines Opfer zu bringen 
und einem jener Kinder ſolche unvergeßlichen Serientage bereiten zu 
helfen. Nach Bekanntgabe des Kaſſenberichts wurde der neue Vor— 
ſtand gewählt. Dieſer ſetzt ſich aus folgenden Damen zuſammen: 
Vorſitzende Frau Lanzke und Frau Semrau, Kaſſiererin Frau, 
Jacob, Schriftführerinnen Frau Böhmer und Srau Oko= 
wiak, Beiſſitzerinnen Frau Stephan und Fräulein Kampe, 
Kaſſenprüferinnen Frau Schulz und Frau Schlabs. Als Ver— 
treterinnen im Landesverband verblieben nach Wiederwahl Frau 
Lanzke und Frau Blume. Stau Lanzke hatte unſeren 
Reichsjugendführer, Herrn Dr. Thiele, gebeten, unjeren Frauen 
einen kurzen Bericht über die letzten Ergebniſſe ſeiner Tätigkeit zu 
geben. In ſeinem Vortrag entrollte er erſchütternde Bilder 
von der Tragik des Deutſchtums und von dem 
fanatiſchen Völkerhaß der Polen. Beſonders durch die 
von ihm geleiteten Wanderausſtellungen hat Herr Dr. Thiele tiefen 
Einblick in die allgemeine Unkenntnis unſeres Volkes über alles, 
was den deutschen Olten angeht, erlangt. Kaum glaublich ijt es, wie 
ſie gerade in den Kreisen zu finden iſt, deren Persönlichkeiten an 
führenden Stellen ſtehen und maßgebende Amter bekleiden. Auch 
Herr Dr. Thiele betont ausdrücklich, daß es nur mit Hilfe der Frauen- 
arbeit gelingen kann, die notwendige Aufklärungsarbeit tief hinein 
in unſer Volk zu tragen. Der Erfolg aller polniſchen Politik und 
Diplomatie ijt in erſter Linie der fanatiſchen und unermüdlichen Klein- 
arbeit der polniſchen Mütter zu verdanken. Es wurde beſchloſſen, 
einen Auszug des Vortrages anzufertigen und dieſen allen Vertrauens 
damen zuzuſtellen, damit Jie jene Catſachen einmal in ihrem Wirkungs- 
kreis mitteilen können. Herrn Dr. Thiele wurde für jeine Mühe 
herzlichſt gedankt. 

Die Ortsgruppe Berlin⸗Herinsdorf hielt am J. Februar in ihrem 
Vereinslokal ihre Hauptmitgliederverſammlung ab. Der 1. Vorfitzende, 
Herr Rittmeister a. D. Bleeker⸗Kohlfaat, ſtreifte in einigen 
Ausführungen die augenblickliche politiſche Lage. Nach Bekanntgabe 
der Eingänge, u. a. der Einladung der Ortsgruppe Tegel zu ihrem am 
13. Sebruar ſtattfindenden Geſellſchaftsabend, verteilte der Vorſitzende 
die Beſitzzeugniſſe über die anläßlich der Fahnenweihe verliehenen Treu- 
nadeln und erſtattete der J. Schriftführer den Jahresbericht, aus dem 
insbeſondere die am 2. Februar 193] abgehaltene Werbeveranjtaltung, 
die Gründung der Jugendgruppe, die Fahnenweihe und die in den 
‚MonatsverJammlungen gehaltenen wertvollen Vorträge Erwähnung 
verdienen. Der Pflege der Geſelligkeit dienten ein Frühlingsfeſt, zwei 
Sommerausflüge und eine Weihnachtsfejer. Die Ortsgruppe konnte 
ihren Mitgliederbeſtand weſentlich erhöhen. Den 
Kaſſenbericht erſtattete der Schatzmeiſter, Herr Ru x. Nach Ent» 
laſtung des Vorſtandes fand die Neuwahl der durch das Los aus- 


; Jıheidenden Vorſtandsmitglieder ſtatt. Der 3. Vorſitzende, Herr Xitt- 
meiſter a. O. Bleeke 


il . ker=-Robljaat, der J. Schriftführer, Herr 
Röhling, und der 2. Schriftführer, Herr Bottke, wurden 
wiedergewählt, neu gewählt wurden als 2. Vorſitzender Herr Studien- 
rat Döhring und als Velſitzer Herr Lehrer Schmidt. Ebenfalls 
wiedergewählt wurde Herr Ulbrich als 1. Fahnenträger. Vom 
1. April 1932 ab wurde der Monatsbeitrag auf 70 Pf. ermäßigt. In 
Anbetracht der wirtſchaftlichen Notlage werden Feſtlichkeiten vor- 
läufig nicht abgehalten, dagegen wird die Ortsgruppe in, nächſter Seit 
mit einer größeren Werbeveranſtaltung an die Öffentlichkeit treten. 
Die Verſammlung nahm die vom Vorſtande vorbereiteten Satzungen 
in ihrem Wortlaut an und beſchloß, ſie nach Genehmigung durch das 
Bundespräſidium einzuführen. - 
Die Ortsgruppe Berlin-Mitte E. V. hielt ihre diesjährige Gene- 
ralverſammlung im Vereinslokal „Cafe Gärtner“ am 2. Februar bei 
guter Beteiligung, auch nichtoſtmärkiſcher Kreiſe, ob. Nach Er- 
ledigung der üblichen geschäftlichen Angelegenheiten wurde unſerer 
bewährten Schatzmeiſterin, St. Bukofzer, Entlaſtung erteilt 
und unjerem alten treuen Mitgliede, Herrn Wilhelm Kuba, 
die Ehrennadel verliehen. Es konnten drei neue Mitglieder 
aufgenommen werden, und ganz beſonders wurde unſer 2. Vorſitzenoer, 
Herr S. Lev, nach monatelanger Krankheit begrüßt. Unſer I. Vor- 
ſitzender, Herr Arthur Rat, hielt dann einen längeren Vortrag 
über „Kulturaufgaben des Deutſchen Oſtbundes“ und berichtete ein⸗ 
gehend über die Jeitens des Oſtbund-Praſidiums eingeleiteten Schritte 
hinſichtlich der Entſchädigungsfragen. Hieran ſchloß ſich eine lebhafte 
Diskufſion, in welche mehrere bejonders intereſſierte Mitglieder ein⸗ 
griffen. Es wurde bejchlojfen, in Zukunft öfter derartige Neferate 
stattfinden zu laffen, dagegen aber von ſonſtigen vergagüglichen Ver⸗ 
anſtaltungen in Anbetracht der ungeheuren wirtſchaftlichen Notlage 
Abſtand zu nehmen. Zum Schluß ermahnte der Vorſitzende die An⸗ 
weſenden, unſerem Deutſchen Oſtbunde weiterhin und gerade in dieſer 
Kriſenzeit erſt recht ind doppelt die Treue zu bewahren. Es war 
mit beſonderer Freude feſtzuſtellen, daß dieſen anfeuernden Worten 


allgemeine Suſtimmung folgte. 


Ortsgruppe Borliuchen. Im Strandreſtaurant fand am 24. Januar 
die Jahreshauptverſammlung ſtatt, die gut beſucht war. In ſeinem 
Jahresbericht führte Herr Reich aus, daß im abgelaufenen Jahre 
31 Verſammlungen ſtattgefunden. haben. Das. Jahr 1931 jei für die 
Ortsgruppe ſchwer gewefen, doch fehle es auch nicht. an ſchönen Er- 
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am 16. Auguſt und den Gegenbeſuch am 29. September. Nach der 
Erörterung einiger Bundesangelegenheiten fand die Vorſtandswahl 
ſtatt: J. Vorſitzender: Reich, 2. Vorſitzender: Ronarſky, Schrift- 
führer: Siedler; Kaſſierer: Blume; Beſſitzer: Roje und 
Simmermann. Nachdem die wirtſchaftlichen Angelegenheiten der 
Mitglieder zu einem gewiſſen Abſchluß gekommen ſind, kann ſich der 
Oſtbund mit mehr Kraft feiner ideellen Aufgabe ſuwenden. In 
dieſem Sinne wurde in der Verſammlung auch das polniſche Vor- 
dringen nach Weſten, die gewaltige militäriſche Nüſtung Polens er- 
örtert. Der polniſche „Drang nach dem Weſten“ ſei von polnischen 
führenden Politikern auch zugegeben worden. Dieſer Gefahr gegen- 
über werde der Oſtbund nicht aufhören, ein wachſamer und treuer 
Warner zu ſein. Dieſe Ausführungen wurden von mehreren An- 
weſenden ergänzt durch eigene Erlebniſſe und durch Mitteilungen von 
alten Bekannten in Polen. 


Landesverband Oſtmark. 


Ortsgruppe Landsberg (Warthe). (Verein heimattreuer Poſener, 
Oft- und Weſtpreußen.) Die Kundgebung für die alte Heimat, die am 
26. Januar im „Eldorado“ ſtattfand, leitete der Vorſitzende, Direktor 
Tektenborn, mit einer Eröffnungsrede ein, in der er einen Nück⸗ 
blick auf die Entwicklung der Ojtfragen im letzten Jahre gab. Leitende 
Staatsmänner fremder Mächte hätten anerkannt, daß der Korridor 
nicht ſo bleiben könne, wie er iſt. Wir könnten daher mit einer ge⸗ 
wiſſen Juverſicht hoffen, daß hier allmählich eine beffere Löſung ein⸗ 
treten werde. Wie der Rhein im Weften, jo ſei die Weichſel im Often 
Deutſchlands Schickſalsſtrom. Im Anſchluß au die mit ſtarkem Beifall 
aufgenommenen Ausführungen 
brachten die Herren Kaufmann 
Wagner (Violine) und Betriebs- 
ingenieur Bauerjachs (Klavier) 
die Sonatine von Schubert zu Ge⸗ 
hör. Die zahlreich erſchienen Mit- 
glieder und Gäjte folgten den in 
einem gepflegten Stil dargebotenen, 
immer wieder berückenden Alelodien 
eines Schubert mit feltener Andacht 
und dankten den Vortragenden mit 
entſprechendem Beifall: Danach 
gedachte Frau Dannhof in 
einem mit herzlicher Heimatliebe 
erfüllten Vortrag des “oojährigen 
Choru. Die NRednerin ſchilderte in 
einer anſchaulichen Rede die Ent- 
wicklung Chorns aus ſeinen erſten 
Anfängen, wie vor jetzt 700 Jahren 
die erſten Ritter zun Oſten zogen 
und auf prußziſchem, nicht auf 
polniſchem Boden ihren Staat auf- 
richteten, wie die Stadt unter dem 
Orden aufblühte, unter polniſcher 
Herrſchaft verfiel und ſich in preu— 
ßiſcher Heit von dem tiefen Nieder- 
gang langſam wieder erholte, bis 
der Weltkrieg und die ſchlimmen 
Folgejahre kamen. Rednerin ſchloß 
ihre Ausführungen mit dem Wunſche, 
daß wir noch einmal zurück- 
können, daß unſere Heimat noch 
einmal wieder deutſch würdel Direktor Lettenborn dankte im Namen 
des Vereins der Rednerin für die zu Herzen gehenden Worte. Als 
weitere muſikaliſche Darbietung folgte die Frühlingsſonate von Beet⸗ 
hoven und als Sugabe das Wiegenlied von Schubert, wieder vor⸗ 
getragen von Kaufmann Wagner und Betriebsingenieur Bauerſachs. 
Im Anſchluß daran kam die ſatzungsgemäße Tagesordnung der 
Hauptverſammlung zur Erledigung. Schriftführer Dreffel 
gab einen ausführlichen Überblick über die rege Vereinstätigkeit, die 
in Vorſtandsſitzungen und Mitgliederverſammlungen ſowie in einer 
Reihe von Vortragsabenden über „Deutſche Kultur in Polen“, „Thorn 
und ſein Rathaus“, zwei Lichtbildervorträgen, Tanzabend, Löns-Abend 
und einer Weihnachtsfeier bewältigt wurde. Kalſenprüfer Herb ſt 
gab bekannt, daß die muſtergültige Führung der Kaffe durch Hege⸗ 
meilter a. D. Wondt volle Anerkennung verdiene. Bei den nun an⸗ 

ſchließenden Ergänzungswahlen zum Vorſtand wurden die bisherigen 
Mitglieder Siejfe, Tſcheuchner, Dargatz, 
Goerke und Mintzlaff. wiedergewählt. Zu Kaſſenprüfern wurden 
Hercbſt wieder⸗ und Fäger neugewählt. Um den Vorſtand durch 
ein jüngeres Mitglied zu ergänzen, wurde Willi Tetzlaff neuge⸗ 
wählt. In den Vergnügungsausſchuß wurden gewählt: der Dirigent 
des gemiſchten Chors des Vereins Lehrer Hupp, Fräulein Weſt⸗ 
phal, Heldt, Sebrowſky und Sörſter II. 
Vereins tritt am 29. Sebruar mit neu eingeübten Liedern in Er- 
ſcheinung. Dann ſchlug Direktor Tettenborn vor, eine Jugend= 
gruppe zu ſchaffenn. Jur-Beratung dieſes Planes wurde ein Ausſchuß 


gewählt, beſtehend aus: vehrer Hup p, Fräulein Weftphal; Srau 


Cetten born, Frau Arndt und Frau Müller.“ Am J. April 
findet eine geschäftliche Sitzung ſtatt, in der ein Lichtbildervortrag 
über eine Reife durch Oſtpreußen und Pommerellen 
gehalten wird. — Nechnungsrat Tetzlaff ſprach noch eingehend 
über die wichlige Emigrantenſteuer und Entſchädigungen. Er erklärte, 


wenn "Fer Gſtbund nicht beſtanden hätte, wäre mancher ohne Ent⸗ 
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Oftdeutfche Vild⸗ und Buchausſftellung der Buchhandlung Wait, 
Darmftadt. 


Meyer, - 


Der Chor des 


eee. 


schädigung geblieben. Zum Schluß ſprach Nechnungsrat Tetzlaff dem 
Vereinsvorſitzenden Direktor Cettenborn den Dank des geſamten 
Vereins aus für all die Mühe und Arbeit, die diefer im Intereſſe 
des Vereins und jedes einzelnen geleiſtet habe. Spontaner Beifall 
unterstrich den Dank an den Vereinsvorſitzenden. 


Landesverband Vorpommern. 


Ortsgruppe Stralſund. Der Vorſtand hatte zum 30. Januar die 
Mitglieder ſowie Sreunde der Oftmark in den ſtimmungsvoil ge= 
ſchmückten Saal des Hotels Brandenburg zu einem Kränzchen ein- 
geladen. Einmütigkeit, froheſte Stimmung und Tanz ließen die 
Stunden ſchnell verstreichen. Für humorvolle Vorträge ſorgten Herr 
Wittwer, Frau Baumann und Frau Sill. Die beiden 
Damen brachten „Eine muſikaliſche Che“ zu Gehör. Der 1. Vor- 
ſitzende, Nektor l. RK. Wenſki, hielt eine kurze Anjprache, die mit 
einem Hoch auf die Damen endete. 

Die Ortsgruppe Torgelow feierte am 30. Januar im engſten Mit- 
gliederkreis nach der voraufgegangenen HauptmitgliederverJammlung 
ihr lojähriges Stiftungsfeſt. Wegen der Notzeit wurde von einer Ver⸗ 
anſtaltung in größerem Nahmen abgeſehen. Dank der vorbildlichen 
Leitung und Kalſenführung war die Ortsgruppe imſtande, ein Eſſen 
für die Mitglieder und für die Häſte des Landesverbandes aus eigenen 
Mitteln zu geben. Der J. Vorſitzende, Herr Scharfenberg, gab 
in ſeiner Anfprache einen Überblick über das lojährige Bestehen der 
Ortsgruppe und wies ſchließlich darauf hin, wie notwendig es fei, 
treu zur oſtmärkiſchen Sache zu ſtehen und unſerer Organiſation den 

Rücken zu ſtärken im Kampf um 


alten Heimat, unjerer deutſchen 
Oſtmark. Frau Engelmann 
überbrachte die Grüße des oſt⸗ 
märkiſchen Srauendienſtes und Frl. 
Sels die des Landesverbandes 
Vorpommern. Eine beſondere Mah- 
nung erging an die oftmärkifche 
Jugend, ſich freudig in den Dienjt 
des Deutſchen Oſtbundes zu stellen, 
damit ſie ſpäter einmal den Kampf 
um die Wiedergewinnung der uns 
entriſſenen Heimat weiterführen 
könne. Der Jungoſtmärker 
Gerhard Scharfenberg 
dankte für dieſen Apell und richtete 
die Bitte au die Eltern, die Kinder 
im oſtmärkiſchen Geiſte zu erziehen, 
damit fie ſich in die Geſchichte des 
Oſtens hineinleben. Die an dent 
Abend vertretene Jugend, die das 
Sejt durch ernſte und heitere Se- 
dichtsporträge und eine Humoreske 
verſchönte, erklärte ſich freudig 
bereit, unter Führung des Jung- 
oſtmärkers Gerhard Scharfenberg 
eine Jugendgruppe u 
gründen. Bei fröhlichem Tanz 
blieben die Mitglieder bis zum 
Morgen zuſammen. Dem lang- 
jährigen Schriftführer, Herrn 
Denz, wurde die Treunadel für IOjährige Mitgliedjchaft verliehen. 
Landesverband Freiſtaak Danzig. 

Der Landesverband Danzig feierte in den Räumen des Junker- 
hofes, Jopengaſſe 16, bei voll beſetzten Sälen ſein Stiftungsfeſt. Vor 
Beginn des gemütlichen Teiles wurden wichtige Mitteilungen über die 
Entſchädigungsfrage gemacht. Der Vorſitzende, Krauſe, berichtete 
an Hand von Rundſchreiben über die Arbeit der Bundesleitung. Nach 
einigen Worten über die Bedeutung der Seier und nach Abſingen des 


die Wiedergewinnung unſerer lieben 


Deutſchlandliedes und einem Vortrag „Deutſche Oftmark“ begann mit 


einem flotten Walzer der Kapelle des Bismarckbundes der Tanz. 
Begeiſterten Beifall fanden die Geſänge und Canzvorführungen der 
Sreiſchaar junger Nation. 
Landesverband Bezirk Magdeburg. 
Die Ortsgruppe Stendal hielt am 17. Januar ihre Jahreshauptver- 
ſammlung ab. Der J. Vorſitzende, Herr Paetzold, begrüßte die 


zahlreich Erjchienenen und gedachte der im Jahre 1031 verjtorbenen - 
Landsleute, zu deren Ehren ſich die Anweſenden von ihren Plätzen er⸗ 


hoben. Der Jahresbericht wurde vom J. Schriftführer, Herrn 
Rotbermund, und der. Kaſſenbericht vom Kaſſierer, Herrn 
Sabbert, erſtattet, ihnen ſowie dem geſamten Vorſtand wurde auf 
Antrag der Rajenprüfer. einſtimmig Entlaſtung erteilt: Der Vorſtand 
wurde bis auf den verzogenen Herrn Tillmann und den aus- 


geſchiedenen Herrn Ga-bbert- wieder. gewählt; er ſetzt ſich aus 


folgenden Herren zuſammen: J. Vorſitzender Nudolf Paetzold, 


2. Vorſitzender: Rudolf: Sickert, Kaſſierer Nobert Gckert, 1. Schrift⸗ 


führer Rudolf Korff, 2. Schriftführer Guſtab Nother mund. 


Beiſitzer: Otto Schewe und Sriedrich Otto. Kulturpfleger Kon- 
rektor Paul. Es wurde beſchlolfen, das in. dieſem Jahre ſtatt⸗ 


findende zehnjährige Stiftungsfeſt verbunden mit Theateraufführung, 


Tanzkränzchen- und Preisderloſung am 


12. März im Schützenhauſe 
+Piht) abzuhalten. — Am 4: Februar fand die Monatsverſammlung 


en 


ftatt. Für die an Polen abgetretene deutſche Gemeinde Sierakowitz 
wurde als Beitrag zur Juſtandfetzung ihrer faſt zerfallenen evangelischen 
Kirche ein Betrag aus der Vereinskaſſe bewilligt. Serner wurde auf 
Antrag des J. Vorſitzenden, Rudolf Paetzold, beſchloſſen, die 
frühere Jugendgruppe wieder ins Leben zu rufen. Mit deren 
Leitung wurden Kulturpfleger Konrektor Paul und der 2. Vor- 
ſitzende, Rudolf Ickerf, betraut. Sum Schluß der Verſammlung 
hielt Herr Konrektor Paul einen lehrreichen Vortrag über die Ge— 
ſchichte Rußlands. 
Landesverband Heſſen⸗Naſſau. 

Ortsgruppe Darmſtadt. Als Auftakt unferer für 1932 geplanten 
Aufklärungs- und Werbetätigkeit veranſtalteten wir am 31. Januar 
einen Oſtdeutſchen Abend im Mozartfaal. Die vorbereitende 
Propaganda wurde durch beſondere Maßnahmen unterſtützt. Junächſt 
überbrachte Schriftführer Otto Lehmann den befreundeten bzw. für die 
Oſtfragen befonders intereſſierten Vereinen die Einladung perſönlich in 
deren Verſammlungen und unterſtrich die große Bedeutung der Oft- 
fragen in kurzen Ausführungen. Der Erfolg war überraſchend gut. 
Dann hatte ſich die in günſtiger Verkehrslage befindliche Buchhandlung 
Waitz auf Anregung des Odengenannten ohne weiteres bereit erklärt, 
eines ihrer Schaufenſter eine Woche vor und nach der Veranſtaltung 
ausſchließlich mit Bildern oſtdeutſcher Bauwerke ſowie oltdeutſcher 


Literatur zu ſchmücken. (Siehe Bild!) Weiterhin wies die Preſſe, die 


„Heſſiſche Landeszeitung“ ſogar täglich in mehreren Notizen, ein- 
dringlichſt auf den Oſtdeutſchen Abend hin. Als Ergebnis hatten wir 
dann auch einen, größtenteils von Weftmärkern befuchten, überfüllten 
Saal zu verzeichnen. Das ilt bei der Einſtellung der hieſigen VBevöl⸗ 
kerung beſonders hoch zu bewerten. Der Saal war ſchlicht geſchmückt, 
u. a. waren im Nund eines mit Trauerflor verſehenen Cannenkranzes 
die Namen der verlorenen Ojtgebiete zu ſehen. Die Vortragsfolge 
wickelte ſich zur Erzielung eines geſchloſſenen Eindrucks ohne Paufe ab. 
Landsmann Maurer, Frankfurt a. M., der bekannte Pianilt, 
Jpielte am Flügel mit hervorragendem Können die D- Moll Santaſie 
von Mozart. Schriftführer Otto Lobmann bearüßte die Er- 
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ſchienenen, darunter die Vertreter der Darmſtädter Tageszeitungen, 
Jprach daun in großen Zügen über die Bedeutung der Oftfragen, über 
Weſen und Siele des Oftbundes und forderte mit warmen Worten zur 
Mitarbeit auf. Frau Elſa Moll fang mit fülligem Sopran, tief 
beſeelt, die „Mahnung“ von Hermann und das durch Hildach vertonte 
Lied von Carl Buſſe „In meiner Heimat wird es jetzt Frühling“. Herr 
Maurer ließ am Slügel Griegs „Hochzeitstag auf CTroldhaugen“ zu 
einem Erlebnis werden und ſpannte Jo zugleich den großen Bogen oft- 
deutſcher Kunſt vom Sſterreicher Mozart bis zum Nordländer Grieg. 
Srany Cüdtkes „Jahrtaufendlied“, tief empfunden und das 
Auditorium in den Bann ziehend, von Walter Lehmann vor- 
getragen, leitete zum Vortrag von Herrn Dr. Lüdthe über: „Die 
Oſtfrage — die Schickſals- und Zukunftsfrage 
ganz Deutſchlands“. In etwa einſtündigen Ausführungen, alt= 
ſchaulich geſtaltet, mit wenigen, aber erſchütternden Daten belegt, führte 
der Vortragende die immer geſpannter lauſchenden Zuhörer durch die 
uralte, leidvolle, aber immer wieder ſieghafte Geſchichte des urgerma⸗ 
niſchen Oſtens bis auf den heutigen Tag. Die Schickjalsgemeinjchaft 
der deutſchen Oſt- und Weſtmark, das Gemeinſame deutſchen Blutes, 
deutſchen Leides, deutſcher Liebe trat den in faſt atemloſer Ergriffen- 
heit folgenden Teilnehmern, insbeſondere den Weſtmärkern, immer 
greifbarer vor das geiſtige Auge. Wie ein heiliger Schwur dröhnte 
dann das gemeinsam mit innerſter überzeugung geſungene „Deutjchland, 
Deutſchland über alles“ durch den Saal. Im Anſchluß verſammelte ſich 
ein kleinerer Kreis zu zwangloſem Beiſammenſein im Odenwaldzimmer 
der „Krone“. Der Pandesverbandsporligende, Herr John, Hanau, 
überreichte hier dem Ortsgruppenvorſitzenden, Georg Moll, und dem 
Schriftführer, Otto Lehmann, die Treunadel. An den folgenden, 
Tagen zeigten zahlreiche Außerungen von Landsleuten, die uns bisher 
noch fernftanden, ſowie von Nichtoſtmärkern, welch tiefe, nach- 
haltige Wirkung unſer Abend in ſeinem geſchloſſenen Aufbau 
ausgeübt hatte. Nun geht es an die organiſatoriſche Auswertung, der 
weitere Veranſtaltungen aufklärenden und werbenden Charakters 
folgen ſollen. 


Mitteilungen aus der oſtdeutſchen Heimat. 


Perſönliches. 
Domherr Jofef Klinke F. 

Die deutſche Minderheit in Polen hat einen ſehr ſchweren Ver- 
luſt erlitten: am 23. dieſes Monats, abends 8 Uhr, iſt im Alter von 
62 Jahren der frühere deutſche Sejmabgeordnete Domherr Joſef 
Klinke in Poſen geſtorben. Der Verſtorbene, ein Sohn des Poſener 
Landes, hat ſeine Heimat. leidenſchaftlich geliebt und iſt für das 
Deutſchtum ſeiner Heimat allezeit mutig und tatkräftig eingetreten. 
Schon vor dem polnischen Umſtur; hat er die Rechte der deutſchen 
Katholiken im Poſener Land als Pfarrer und als Mitglied des Dom- 
kepitels immer eifrig wahrgenommen, wobei er aber ſtets in der 
Achtung der Rechte und Anſchauungen der Angehörigen anderer Be⸗ 
kenntniſſe geradezu vorbildlich war, jo daß er ſich nicht nur in den 
Kreiſen der deutſchen Katholiken großer Auhänglichkeit, Liebe und 
Verehrung, ſondern auch in allen andern Kreiſen des Deutſchtums 
größter Wertſchätzung erfreute. 

Während des ganzen Weltkrieges weilte er an der Front als Feld⸗ 
geiſtlicher der 49. Referve-Divifion, mit der er das furchtbare Erlebnis 
des Krieges in guten und böſen Tagen erſt zwei Jahre lang in Nuß⸗ 
land und dann im Weſten teilte, echt kameradſchaftlich und wahrhaft 
brüderlich zufammenwirkend mit ſeinem evangeliſchen Amtsbruder, dem 
jetzt in Berlin als Pfarrer der Heerſtraßen-Kirchengemeinde tätigen 
Pfarrer Ernft Hürtler aus Poſen, der oft genug auch öffentlich 
zum Ausdruck gebracht hat, wie fehr er in diefer ſchweren Zeit Herrn 
Domherrn Klinke ſchätzen gelernt und in einem wie guten Verhältnis 
er zu ihm geſtanden hat. Mut, Tapferkeit und Treue, jene Eigen- 
Hage die ihn in die vorderſte Reihe der Führer und Kämpfer der 
eutſchen Minderheit im abgetretenen Oſtgebiet gebracht haben, hat 
Domherr Klinke auch im Selde betätigt. Die Verleihung des 
Eifernen Kreuzes II. und J. Rlaffe brachte das auch äußerlich zum Aus- 
druck und bildete eine wohlverdiente Anerkennung ſeines Verhaltens 
im Dienfte für Heer und Heimat. Seine friſche Männlichkeit, ſein un⸗ 
verzagter Mut, ſein goldener Humor, der nicht unterzukriegen war, 
machten ihn zum Feldgeiſtlichen ganz beſonders geeignet, Jo daß die 
Soldaten mit beſonderer Liebe an ihm hingen. Es war ein glückliches 
Guſammentreffen, daß Herr Paſtor Gürtler, wenn auch in vielem ganz 
anders geartet, doch in weſentlichen Eigenschaften mit ihm überein⸗ 
Itimmte, jo daß die Mannſchaften der 49. Neferve-Divifion es als ein 
Glück auſahen, zwei Geistliche mit an der Front zu haben, die Gott 
eigens als Seldgeiftliche geschaffen zu haben ſchien. . 

Als beide nach Poſen jurückkehrten, trennten ſich ihre Wege nur 
jehr kurze Seit, denn bald wurden beide von den Polen interniert 
und nach Szezypiorno gebracht. Auch dort genoſſen ſie bald die 
allgemeine Verehrung und vermochten es durch ihr Gottvertrauen, 
ihren friſchen Mut, ihre nicht unterzukriegende Tatkraft und ihren 
Humor, ſehr bald die trübe Stimmung der internierten Deutſchen, die 
von den Polen in vielfach geradezu unerhörter Weiſe behandelt 
wurden, zu beben, ihren Mut neu zu beleben und die Herzen mit Su- 
verſicht zu erfüllen. Auch alle Szcaypiornoten werden darum mit tiefer 
Trauer von der Nachricht Kenntuis nehmen, daß Domherr Klinke, der 
tapfere Streiter, nunmehr dem Tod hat erliegen miiſſen. ; 


Die Jchlimmen Erfahrungen, die der in Szezuporno mit den Polen 
gemacht hatte, hielten ihn nicht ab, nach ſeiner Nückkehr nach Poſen 
lich in das politiſche Leben zu ſtürzen und ſich für das Deutſchtum im 
abgetretenen Gebiet ohne Unterſchied des Bekenntniſſes mannhaft ein- 
juſetzen. Er wurde infolgedeſſen ſehr bald durch das allgemeine Ver- 
trauen der Deutſchen in den polniſchen Sejm gewählt und 
war lauge Seit ein ſehr eifriges und bejonders geſchätztes Mitglied 
der deutſchen Sejmfraktion. Als der Kattowitzer Biſchof Hlond Erz- 
biſchof in Poſen geworden war, verbot er ihm 1927, bei den bevor- 
ſtehenden Neuwahlen eine Kandidatur für den Sejm wieder auzu- 
nehmen. Es iſt bezeichnend für feine ganze Art, daß Domherr Klinke 
ſich kurzerhand auf die Bahn fette, nach Nom fuhr und lich gegen 
dieſe Vergewaltigung durch ſeinen geiſtlichen Vorgeſetzten mit aller 
Enlſchiedenheit zur Wehr ſetzte. Er vermochte zwar nicht zu erreichen, 
daß der erzbiſchöfliche Erlaß gegen ihn zurückgezogen wurde, aber der 
Vatikan erkannte an, daß der Pofener Erzbiſchof Dr. Hlond, wenn er 
das Verbot gegen Herrn Klinke aufrechterhalte, es auf alle 
Heiſtlichen ausdehnen müſſe. So erreichte Domherr Klinke, 
daß auch die vielen polniſchen Geiftlihen aus feiner Diözeſe, die 
dem Sejm angehört hatten, nicht wieder gewählt werden Konnten. 
Bergnügt ift der polniſche Erzbiſchof über dieſen Erfolg ſeines 
Vorgehens gegen ſeinen Domherrn Klinke ſicher nicht geweſen! 

Aachdem ihm fo die politiſche Tätigkeit in der öffentlichkeit un⸗ 
möglich gemacht worden war, widmete Domherr Klinke ſich mehr noch 
als bisher karativen Bestrebungen. Er gehörte einem Ausſchuß der 
Deutſchen an, der mit allen Kräften beſtrebt war und iſt, Mittel für 
die von den 5 5 Behörden wenig oder gar nicht berückſichtigten 
bedürftigen Deutſchen in Polen ohne Unterſchied des Bekenntniſſes 
aufzubringen, insbeſondere auch für die Alten und Kranken, und der 
über die Verwendung diefer Mittel Beſchluß faßte. Dabei zeigte ſich 
die edle Menſchlichkelt erneut im hellſten Licht. Sein Drang, zu helfen, 
war grenzenlos. Alle deutſchen Brüder und Schweſtern, ſie mochten 
einer kirchlichen Gemeinfchaft angehören, welcher fie wollten, ſtanden 
einem Herzen gleich nahe. Er opferte ſich buchſtäblich auf im Dienſt 
ſeiner Volksgenoſſen, und die Liebe zu ihm war um Jo größer, als er 
dasjenige, was er gab, auch in Seiten ſchwerſter Crübſal lachenden 
Herzens und leuchtenden Auges gab. Güte, ſoziales Verſtändnis und 
Mitgefühl waren der Grundzug feines Weſens. Aber trotz ſeiner 
Güte und DVerjöhnlichkeit war er ein Kämpfer für fein Volkstum von 
ſeltener Art. Nicht herausfordernd, aber unnachgiebig, nicht ver⸗ 
letzend, aber das Recht des Deutſchtums mit Schärfe und ohne 
Schonung vertretend, nicht an ſich, ſondern immer an andere denkend, 
ſo ſetzte er ſeine Kräfte und ſein Leben ein für ſeine Brüder. 

Schonung für ſich ſelbſt kannte er nicht. Die Folge war, daß er ſich 
ein ſchweres Nierenleiden zuzog, das ſeine Geſundheit völlig unkergrub. 
Der Cod war für ihn ein Erlöfer von lauge Seit mit größter Geduld 
ertragenem ſchweren Leiden. a 

Sein: Ableben reißt in die Reihe der Deutſchtumsführer in Polen 
eine Lücke, die kaum wieder auszufüllen iſt. Durch feine Stellung und 
jein Weſen verſtand er es in ſeltenem Maße, Gegenfätze auszugleichen 
oder zu überbrücken. Sein kluger Nat wurde immer gern gehort und 
befolgt. Sein friſches, beherftes Weſen richtete andere gerade in 


